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INTERNATIONAL

EUROPARAT

Europäischer Gerichtshof für Menschenrech-
te: Frasilă und Ciocirlan gegen Rumänien

Die Rechtssache betrifft die Ineffizienz bei der Durch-
setzung eines Gerichtsbeschlusses, mit dem Journa-
listen das Recht auf Zutritt zu den Räumlichkeiten
einer lokalen Hörfunkstation (Radio M Plus), bei der
sie arbeiteten, eingeräumt wird. Der Zutritt zu ih-
ren Arbeitsräumen war ihnen von den Vertretern der
Rundfunkgesellschaft Tele M, die im selben Gebäude
sitzt, verwehrt worden. In einem Beschluss vom 6. De-
zember 2002 verfügte das Landgericht Neamţ, Tele
M müsse Frasilă und Ciocirlan Zugang zum Redakti-
onsbüro von Radio M Plus gewähren und befand, die
Verwehrung des Zutritts durch Vertreter von Tele M
stelle eine rechtswidrige Handlung dar, die der Tätig-
keit des Hörfunksenders, bei dem Frasilă und Ciocir-
lan Manager beziehungsweise Redakteurin waren, ab-
träglich sein könnte. Mehrere Versuche, den Gerichts-
beschluss durchzusetzen, darunter eine Strafanzeige
gegen die Vertreter von Tele M, schlugen fehl. Ge-
stützt auf Artikel 10 klagten Frasilă und Ciocirlan in
Straßburg, die Behörden hätten sie nicht dabei un-
terstützt, die Durchsetzung eines rechtskräftigen Ge-
richtsbeschlusses sicherzustellen, in dem Dritte auf-
gefordert werden, ihnen Zutritt zum Redaktionsbüro
des Hörfunksenders zu gewähren, bei dem sie als Jour-
nalisten arbeiteten.

Der Gerichtshof unterstrich, die uneingeschränkte
und effektive Ausübung der Meinungsfreiheit sei eine
Vorbedingung für eine funktionierende Demokratie.
Das Recht auf freie Meinungsäußerung hänge nicht al-
lein von der Pflicht des Staates zur Nichteinmischung
ab, sondern könne auch positive Schutzmaßnahmen
selbst im Verhältnis zwischen Einzelpersonen erfor-
dern. Bei der Bewertung der Frage, ob der Staat in
dieser Hinsicht eine positive Verpflichtung hat, erklär-
te der Gerichtshof erneut, er habe das Wesen der
fraglichen Meinungsfreiheit, deren Vermögen, zum öf-
fentlichen Diskurs beizutragen, das Wesen und den
Umfang der Einschränkungen der freien Meinungsäu-
ßerung, die Existenz alternativer Wege zur Wahrneh-
mung dieser Freiheit sowie die Bedeutung konkurrie-
render Rechte Dritter oder der Öffentlichkeit berück-
sichtigt.

Wenngleich die Behörden in dieser Rechtssache kei-
ne direkte Verantwortung für die Einschränkung der
Meinungsfreiheit der Antragsteller hätten, sei es den-
noch erforderlich festzustellen, ob die Behörden posi-
tiven Pflichten, die ihnen möglicherweise zum Schutz
der Meinungsfreiheit vor Eingriffen Dritter oblagen,

nachgekommen seien. Der Gerichtshof stellte fest,
die Rechtssache habe einen Berufsstand betroffen,
dem eine wichtige „Aufpasserrolle“ in einer demokra-
tischen Gesellschaft zukomme, daher habe für Frasilă
und Ciocirlan ein wesentliches Element der Meinungs-
freiheit, nämlich die Mittel zu deren Ausübung, auf
dem Spiel gestanden. Der Gerichtshof betonte, dass
der Staat oberster Garant von Pluralismus sei; die-
se Rolle sei um so wichtiger, wenn die Unabhängig-
keit der Medien aufgrund von Druck von außen durch
Personen, die politische oder wirtschaftliche Macht
ausüben, wie im vorliegenden Fall in Gefahr gera-
te. Zu der Frage, ob der Staat seine positive Pflicht
wahrgenommen hat, urteilte der Gerichtshof, Frasilă
und Ciocirlan hätten auf eigenes Betreiben ausrei-
chende Maßnahmen ergriffen und die erforderlichen
Anstrengungen unternommen, die Durchsetzung des
Gerichtsbeschlusses sicherzustellen, die ihnen dafür
zur Verfügung stehenden einschlägigen Rechtsmittel
hätten sich jedoch als unzureichend und ineffizient
erwiesen. Folglich befand der Gerichtshof, durch die
Weigerung, die notwendigen Maßnahmen zu treffen,
um Frasilă und Ciocirlan bei der Durchsetzung des Ge-
richtsbeschlusses zu unterstützen, hätten die natio-
nalen Behörden die Bestimmungen von Artikel 10 der
Menschenrechtskonvention jeder sinnvollen Wirkung
beraubt. Somit liege ein Verstoß gegen das Recht auf
freie Meinungsäußerung vor.

• Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, Rechts-
sache vom 10. Mai 2012, Frasilă und Ciocirlan gegen Rumänien, Nr.
25329/03 FR

Dirk Voorhoof
Universität Gent (Belgien) & Universität Kopenhagen

(Dänemark) & Mitglied der flämischen
Medienregulierungsbehörde

Europäischer Gerichtshof für Menschenrech-
te: Rechtssache Centro Europa 7 S.r.l. und Di
Stefano gegen Italien

Im Jahr 2009 klagte das Unternehmen Centro Euro-
pa 7 in Straßburg, weil die italienische Regierung ihm
über nahezu zehn Jahre keine Frequenzen für analo-
ges terrestrisches Fernsehen zugeteilt hatte, obwohl
er bereits 1999 eine Fernsehlizenz erhalten hatte.
Das Unternehmen erklärte, die Nichtanwendung des
Rundfunkgesetzes von 1997, die Verweigerung der
Durchsetzung der Verfassungsgerichtsurteile, die die
effektive Zuteilung von Frequenzen für neue Privat-
fernsehsender vorschreiben, und das Duopol im ita-
lienischen Fernsehmarkt (RAI und Mediaset) verstie-
ßen gegen Artikel 10 der Konvention. In diesem Zu-
sammenhang verwies Centro Europa 7 speziell dar-
auf, dass die Sender des der Familie des Ministerprä-
sidenten Silvio Berlusconi gehörenden Unternehmens
Mediaset bevorzugt behandelt würden und dies der
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Grund dafür sei, dass die Zuteilung von Frequenzen
für andere Sender jahrelang verzögert worden sei.

Die Große Kammer des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte unterstrich, dass eine Situation, in
der es einer mächtigen wirtschaftlichen oder politi-
schen Gruppe in der Gesellschaft erlaubt ist, eine Posi-
tion der Dominanz über die audiovisuellen Medien zu
erlangen, dadurch Druck auf Sender auszuüben und
letztlich deren redaktionelle Freiheit einzuschränken,
die in Artikel 10 der Konvention verankerte grundle-
gende Rolle der freien Meinungsäußerung in einer de-
mokratischen Gesellschaft untergräbt, insbesondere
wenn sie der Weitergabe von Informationen und Ideen
von allgemeinem Interesse dient, auf deren Empfang
die Öffentlichkeit überdies einen Anspruch hat. Ferner
stellte sie klar, dass der Staat in einem so sensiblen
Sektor wie den audiovisuellen Medien neben seiner
negativen Pflicht zur Nichteinmischung eine positive
Verpflichtung hat, einen angemessenen legislativen
und administrativen Rahmen zu schaffen, um einen
effektiven Pluralismus zu garantieren. Die Kammer er-
kannt an, dass die Lizenz, die der Sender 1999 erhal-
ten hatte, durch die Nichtzuweisung von Frequenzen
für Centro Europa 7 praktisch wertlos geworden sei,
weil die Ausübung der damit genehmigten Tätigkeit
fast zehn Jahre lang, bis Juni 2009, faktisch unmög-
lich gewesen sei. Dieses erhebliche Hindernis stelle
einen Eingriff in die Ausübung des Rechts von Centro
Europa 7 zur Weitergabe von Informationen und Ideen
dar. Dem Europäischen Gerichtshof zufolge war dieser
Eingriff nicht durch Artikel 10 Absatz 2 der Konvention
gerechtfertigt, weil er nicht „gesetzlich vorgesehen“
sei.

Der Gerichtshof stellte sogar fest, dass der italieni-
sche Gesetzesrahmen bis 2009 Klarheit und Genau-
igkeit habe vermissen lassen und es Centro Europa
7 nicht ermöglicht habe, mit ausreichender Sicherheit
den Punkt vorherzusehen, an dem ihm die Frequenzen
möglicherweise zugewiesen würden und er den Sen-
debetrieb würde aufnehmen können, für den er 1999
eine Lizenz erhalten habe, obwohl das Verfassungsge-
richt und der EuGH nacheinander festgestellt hatten,
dass Recht und Praxis in Italien gegen Verfassungsbe-
stimmungen und EU-Recht verstießen. Darüber hin-
aus seien die fraglichen Gesetze vage formuliert. So
seien Geltungsbereich und Dauer der Übergangsme-
chanismen für die Zuteilung von Frequenzen nicht ge-
nau und klar genug definiert worden. Ferner stellte
der Gerichtshof fest, dass die Behörden nicht die in
der Lizenz gesetzten Fristen beachtet hätten, die sich
aus Gesetz Nr. 249/1997 und den Urteilen des Verfas-
sungsgerichts ergeben hätten, sodass die Erwartun-
gen von Centro Europa 7 enttäuscht worden seien.
Die italienische Regierung habe nicht dargelegt, dass
dem Unternehmen wirksame Mittel zur Verfügung ge-
standen hätten, um die Behörden zu zwingen, sich an
das Gesetz und an die Urteile des Verfassungsgerichts
zu halten. Daher seien keine ausreichenden Garantien
gegen Willkür gewährt worden. Aus diesen Gründen
kam das Gericht zu der Auffassung, dass der Rechts-
rahmen in Italien zu der Zeit nicht die Anforderung

der Vorhersehbarkeit im Rahmen der Konvention er-
füllt habe und dem Unternehmen das Maß an Schutz
vor Willkür versagt habe, das die Rechtsstaatlichkeit
in einer demokratischen Gesellschaft verlange. Die-
ser Mangel habe unter anderem zu einem geringe-
ren Wettbewerb im audiovisuellen Sektor geführt. Da-
her sei der Staat an seiner positiven Verpflichtung ge-
scheitert, einen angemessenen legislativen und ad-
ministrativen Rahmen zu schaffen, um eine effektive
Medienvielfalt zu garantieren.

Diese Feststellungen genügten für die Schlussfolge-
rung, dass die Rechte von Centro Europa 7 auf freie
Meinungsäußerung und auf Weitergabe von Ideen und
Informationen gemäß Artikel 10 der Konvention ver-
letzt worden seien. Zum gleichen Ergebnis gelangte
das Gericht in Bezug auf Verletzung von Artikel 1 des
Protokolls Nr. 1 (Eigentumsrecht), da der Eingriff in die
Eigentumsrechte von Centro Europa 7 ebenfalls keine
ausreichend vorhersehbare rechtliche Grundlage im
Sinne der Rechtsprechung des Gerichts gehabt habe.

Der Schadenersatzforderung von Centro Europa 7 in
Höhe von EUR 10 Mio. wegen ideeller Schäden wurde
ebenfalls stattgegeben. Das Gericht hielt es für an-
gebracht, diese Pauschalentschädigung für die erlitte-
nen Verluste und den entgangenen Gewinn festzuset-
zen, die sich aus der Unmöglichkeit der Nutzung der
Lizenz von Centro Europa 7 ergeben hätten. Zudem
befand das Gericht, dass die festgestellten Verstöße
gegen Artikel 10 der Konvention und Artikel 1 des Pro-
tokolls Nr. 1 im vorliegenden Fall bei Centro Europa
7 zu einer „langen Ungewissheit bei der Ausübung
des Geschäfts sowie zu Gefühlen der Hilflosigkeit und
Frustration“ geführt haben müssten. Das Gericht be-
rücksichtigte auch, dass Centro Europa 7 bereits auf
nationaler Ebene eine Entschädigung erhalten hatte,
und verwies auf das Urteil des Consiglio di Stato vom
20. Januar 2009, das dem Unternehmen den Betrag
von EUR 1,041 Mio. als Entschädigung zugesprochen
hatte.

• Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (Große
Kammer), 7. Juni 2012, Centro Europa 7 S.r.l. und Di Stefano gegen
Italien, Nr. 38433/09
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15970 EN

Dirk Voorhoof
Universität Gent (Belgien) & Universität Kopenhagen

(Dänemark) & Mitglied der flämischen
Medienregulierungsbehörde
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EUROPÄISCHE UNION

Gerichtshof der Europäischen Union: Gene-
ralanwalt sieht in Kostenerstattungsrege-
lung beim Kurzberichterstattungsrecht kei-
nen Verstoß gegen Grundrechte

Am 12. Juni 2012 hat der Generalanwalt Bot beim
Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) seine
Schlussanträge in der Rechtssache C-283/11 veröf-
fentlicht. Es handelt sich dabei um ein Vorabentschei-
dungsersuchen des österreichischen Bundeskommu-
nikationssenats zur Kostenerstattungsregelung bei
der Ausübung des Rechts auf Kurzberichterstattung
im Sinne von Art. 15 Abs. 6 der Richtlinie 2010/13/EU
über audiovisuelle Mediendienste (AVMD-RL). Die
Richtlinie gibt hierbei vor, dass eine etwaige Kosten-
erstattung nicht die unmittelbar mit der Gewährung
des Zugangs verbundenen zusätzlichen Kosten über-
steigen darf.

In einem Rechtsstreit zwischen Sky Österreich und
dem Österreichischen Rundfunk (ORF) hatte der BKS
Zweifel in Bezug auf die Vereinbarkeit der Richtlinien-
bestimmung mit der Charta der Grundrechte der Eu-
ropäischen Union geäußert - insbesondere mit Blick
auf die unternehmerische Freiheit in Art. 16 und das
Eigentumsrecht in Art. 17 der Charta. Nach Ansicht
des BKS schließe die Richtlinienbestimmung eine ein-
zelfallorientierte Abwägung einer nationalen Behörde
grundsätzlich aus. Diese könne daher demjenigen Ver-
anstalter, der einem anderen die Nutzung von Kurz-
berichten einräumen muss, in keinem Fall eine ent-
sprechende - über die reinen Zugangskosten hinaus-
gehende - Entschädigung zusprechen. Mit Blick auf
das Verhältnismäßigkeitsprinzip stelle sich die Frage,
ob nicht eine Regelung erforderlich sei, die ein Einge-
hen auf die Umstände des Einzelfalls ermögliche (sie-
he IRIS 2011-8/11).

Der Generalanwalt bejaht in seiner Prüfung zunächst
das Bestehen eines Eingriffs in die genannten Grund-
rechte, da ein Veranstalter, der die Exklusivübertra-
gungsrechte für ein Ereignis von großem öffentlichen
Interesse besitzt, nicht mehr frei über den Preis ent-
scheiden könne, zu dem er den Zugang zu den kur-
zen Ausschnitten einräumen wolle. Die Regelung der
Kostenerstattung in dieser Bestimmung verwehre es
einem solchen Fernsehveranstalter insbesondere, die
anderen Fernsehveranstalter, die kurze Ausschnitte
zur Verfügung gestellt bekommen möchten, an den
Kosten des Erwerbs der Exklusivrechte zu beteiligen.
Die Regelung könne sich zudem negativ auf den wirt-
schaftlichen Wert der Exklusivrechte auswirken.

Sodann stellt der Generalanwalt fest, das Ziel der ge-
genständlichen Richtlinienbestimmung sei unter an-
derem die vollständige und angemessene Wahrung

des Grundrechts auf Information und der Zuschauer-
interessen in der EU. Dies führe dazu, dass bei der
Prüfung der Verhältnismäßigkeit verschiedene Grund-
rechte gegeneinander abzuwägen seien. Nach An-
sicht des Generalanwalts ist die Kostenregelung in Art.
15 Abs. 6 der Richtlinie nicht nur zur Erreichung des
Ziels geeignet, sondern geht auch nicht über das zu
dessen Erreichung Erforderliche hinaus. Die Regelung
fördere die Verbreitung der Informationen über Ereig-
nisse von großem öffentlichen Interesse, insbeson-
dere durch Fernsehveranstalter, die nicht über um-
fangreiche Finanzmittel verfügen. Sie erleichtere da-
mit die Entstehung eines europäischen Meinungs- und
Informationsraums, in welchem die Informationsfrei-
heit und die Medienvielfalt gewährleistet seien. Das
Fehlen einer Begrenzung der Kostenerstattung wür-
de die praktische Wirksamkeit des Kurzberichterstat-
tungsrecht beeinträchtigen, da es sich bei dieser Be-
grenzung um den Grundpfeiler der in Art. 15 der Richt-
linie enthaltenen Regelung handele. Die Begrenzung
garantiere zudem allen Fernsehveranstaltern die Aus-
übung des Rechts unter den gleichen Bedingungen. In
Anbetracht des Anstiegs der Preise für den Erwerb von
Exklusivrechten bestehe bei Fehlen einer solchen Be-
grenzung die Gefahr, dass die Preise für die Nutzung
von Kurzberichten eine Größenordnung erreichen, die
Veranstalter von der Ausübung ihres Rechts abhalten
könne.

Der Generalanwalt stellt außerdem fest, die Kostener-
stattungsregelung könne nur dann zutreffend erfasst
werden, wenn sie in einem engen Zusammenhang
mit den Bedingungen und Beschränkungen gesehen
wird, die der Unionsgesetzgeber bei der Ausgestal-
tung des Kurzberichterstattungsrechts festgelegt hat.
Dazu gehören unter anderem die Eingrenzung auf „Er-
eignisse von großem öffentlichen Interesse“, die Be-
schränkung auf „allgemeine Nachrichtensendungen“,
Vorgaben zur Höchstdauer der Kurzberichte oder die
vorgeschriebene Quellenangabe. Diese Bedingungen
mildern nach Ansicht des Generalanwalts den Eingriff
in die unternehmerische Freiheit und das Eigentums-
recht der Inhaber von Exklusivrechten ab.

Aus diesen Gründen kommt der Generalanwalt zum
Schluss, der Unionsgesetzgeber habe mit dem Erlass
von Art. 15 Abs. 6 der Richtlinie die verschiedenen
betroffenen Grundrechte ausgewogen gewichtet. Die
Prüfung der Vorlagefrage habe daher nichts ergeben,
das die Gültigkeit dieser Bestimmung der Richtlinie
berühren könne.

• Schlussanträge des Generalanwalts (C-283/11) vom 12. Juni 2012
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16000 DE EN FR
CS DA EL ES ET FI HU IT LT LV MT
NL PL PT SK SL SV

Peter Matzneller
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel
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Rat der EU: Schlussfolgerungen zur Digitali-
sierung und Online-Zugänglichkeit kulturel-
len Materials und dessen digitaler Bewah-
rung

Während seiner Sitzung vom 10.-11. Mai 2012 hat der
Rat seine Schlussfolgerungen zur Digitalisierung und
Online-Zugänglichkeit kulturellen Materials und des-
sen digitaler Bewahrung veröffentlicht. Die Schlussfol-
gerungen, denen bereits eine gleichnamige Kom-
missionsempfehlung (siehe IRIS 2012-1/4) vorausge-
gangen war, nehmen Bezug auf den Bericht „Die
neue Renaissance“ des Komitees der Weisen (sie-
he IRIS 2011-3/5) und auf die jüngsten Legislativvor-
schläge der Kommission (verwaiste Werke, Weiterver-
wendung von Informationen des öffentlichen Sektors).
Der Rat hatte bereits 2006 der Rat Schlussfolgerun-
gen zu diesem Thema veröffentlicht, doch hat sich der
Kontext der Digitalisierung s.E. seither verändert, vor
allem mit dem Start von Europeana.

In seiner Einführung erklärt der Rat, digitalisierte kul-
turelle Materialien seien eine wichtige Ressource für
die Kultur- und Kreativbranche und trügen zu wirt-
schaftlichem Wachstum und zur Entstehung von Ar-
beitsplätzen bei. Im Bereich der Digitalisierung seien
zwar bereits Anstrengungen unternommen worden,
doch seien weitere Schritte erforderlich, um das kul-
turelle Erbe zu nutzen und es in einen Vorteil für euro-
päische Bürger zu verwandeln. Hierzu zähle auch ei-
ne bessere Koordination der Maßnahmen der Mitglied-
staaten.

Im Mittelpunkt der Schlussfolgerungen steht vor al-
lem die Entwicklung, Nutzung und Unterstützung von
Europeana. Der Rat ersucht die Mitgliedstaaten, die
Kommission und Europeana, weitere Fortschritte zu
erzielen. In einem Anhang zu den Schlussfolgerungen
nennt der Rat spezifische Prioritäten für die Maßnah-
men und Ziele der Mitgliedstaaten im Zeitraum 2012-
2015:

- Konsolidierung der nationalen Strategien und Ziel-
setzungen für die Digitalisierung (u.a. Entwicklung
von Standards für die Auswahl von zu digitalisieren-
dem Material, und Beteiligung an der Beurteilung des
Fortschritts bei der Digitalisierung und der digitalen
Bewahrung);

- Konsolidierung der Organisation der Digitalisierung
und ihrer Finanzierung (durch Partnerschaften zwi-
schen öffentlichem und privatem Sektor oder Einsatz
von EU-Strukturfonds);

- Verbesserung der Bedingungen für die Gewährung
des Onlinezugangs zu Materialien (Instrumente zur Er-
leichterung des Zugangs zu nicht mehr erhältlichen
Werken und der Sonderbereich der Digitalisierung ge-
meinfreier Materialien);

- Beteiligung an der Entwicklung von Europeana
(durch sieben Einzelmaßnahmen);

- Sicherstellung der langfristigen digitalen Bewahrung
(einschließlich der Förderung spezifischer Strategien,
des Informationsaustauschs zwischen Mitgliedstaaten
und der Formulierung der rechtlichen Bedingungen
für das Kopieren und Hinterlegen von Material).

• Schlussfolgerungen des Rates zur Digitalisierung und Online-
Zugänglichkeit kulturellen Materials und dessen digitaler Bewahrung
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15963 EN CS DA
DE EL ES ET FI FR HU IT LT LV MT
NL PL PT SK SL SV

Catherine Jasserand
Institut für Informationsrecht (IViR), Universität

Amsterdam

LANDERVERBÜNDE

Stellungnahme der nordischen Verbraucher-
beauftragten zum Marketing in sozialen Me-
dien

Am 3. Mai 2012 haben die nordischen Verbraucher-
beauftragten eine gemeinsame Stellungnahme zum
Marketing in sozialen Medien vorgelegt. Leitlinien die-
ser Art sind nicht rechtsverbindlich, genießen aber ge-
nerell hohes Ansehen und werden von schwedischen
Gerichten für Entscheidungen über bewährte Markt-
verfahren herangezogen.

Die nordischen Verbraucherbeauftragten bestätigen
in ihrer gemeinsamen Stellungnahme, dass Mar-
knadsföringslagen (schwedisches Gesetz über Marke-
tingpraktiken - MFL) technologieneutral ist und unein-
geschränkt auch für soziale Medien gilt. Die gemein-
same Stellungnahme behandelt unter anderem The-
men wie (i) unerwünschte Werbebotschaften, beson-
ders bei Facebook, da dies als das heute meistgenutz-
te soziale Medium bestätigt wurde, sowie (ii) die Iden-
tifizierung von Werbebotschaften.

Zu unerwünschten Werbebotschaften auf Facebook
sieht das MFL grundsätzlich vor, dass Werbung in
Form von elektronischer Post (zum Beispiel E-Mail und
SMS) nur mit vorheriger Zustimmung des Adressaten
zum Empfang solcher Werbung des Absenders zuläs-
sig ist (Opt-in).

Die nordischen Verbraucherbeauftragten erklären, an-
gesichts der technischen Konzeption einiger sozialer
Medien sei zweifelhaft, ob bestimmte Botschaften als
Opt-in-pflichtig zu betrachten seien.

Die nordischen Verbraucherbeauftragten stellen fest,
dass Botschaften an den Posteingang und die Chronik
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(Profil) von Facebook unter die Definition für elektroni-
sche Post fallen und somit eine vorherige Zustimmung
des Benutzers (Opt-in) erfordern.

Darüber hinaus kann ein Facebook-Nutzer Nachrich-
ten auf Facebook auch unter seinen Neuigkeiten emp-
fangen. Diese Nachrichten können auch „Statusmel-
dungen“ von Händlern umfassen, die dem Benutzer
erklärtermaßen gefallen (d. h. bei denen er auf den
Gefällt-mir-Knopf geklickt hat). Ein Benutzer kann zu-
dem Nachrichten erhalten, die anzeigen, dass seinen
Freunden ein bestimmter Händler gefällt, oder Infor-
mation, die er erhält, weil einer seiner Freunde In-
formationen über einen Händler „geteilt“ hat, oder
Nachrichten, die anzeigen, dass ein Freund an einem
Gewinnspiel teilgenommen hat. Die nordischen Ver-
braucherbeauftragten halten es für ungewiss, ob sol-
che Nachrichten von Händlern, die unter „Neuigkei-
ten“ erscheinen, unter die Definition von elektroni-
scher Post fallen. Bis hierzu mehr Klarheit besteht,
seien solche Mitteilungen als „sonstige unerwünschte
Mitteilungen“ zu betrachten, und die Empfänger müs-
sten danach dem Empfang von Werbung unter „Neu-
igkeiten“ widersprechen können (Opt-out). Die nordi-
schen Verbraucherbeauftragten wollen diese Angele-
genheit mit der Europäischen Kommission und den
europäischen Vollzugsbehörden erörtern, um festzu-
stellen, wie diese Vorschriften auszulegen sind.

Zu Marketingnachrichten sieht das MFL vor, dass eine
Nachricht, die Marketing enthält, eindeutig als kom-
merzielle Kommunikation gekennzeichnet sein muss.
Dies bedeutet unter anderem, dass Händler nicht den
falschen Eindruck erwecken dürfen, dass sie nicht zu
Zwecken handeln, die im Zusammenhang mit ihrem
Gewerbe stehen. Zudem muss darauf hingewiesen
werden, wenn eine Privatperson für die Werbung für
ein Produkt oder eine Dienstleistung Zahlungen oder
sonstige Vorteile erhalten hat. Ein Händler ist ver-
pflichtet, die Privatperson über diese Pflicht zu infor-
mieren.

• Position of the Nordic Consumer Ombudsmen on Marketing in Social
Media (Stellungnahme der nordischen Verbraucherbeauftragten zum
Marketing in sozialen Medien)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15964 EN
• Appendix 1 (Anhang 1)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15965 EN

Michael Plogell and Erik Ullberg
Wistrand Advokatbyrå, Göteborg

LÄNDER

AL-Albanien

Strategie für Umstellung auf Digitaltechnik
verabschiedet

Am 2. Mai 2012 hat der Ministerrat eine Strategie
für den Umstieg auf Digitaltechnik verabschiedet, die
den Weg für den offiziellen Start dieser Umstellung im
Rundfunk bereiten soll (siehe IRIS 2010-6/6). Der erste
Entwurf der Strategie stammt aus dem Jahr 2005, kurz
nachdem die ersten digitalen Multiplexe am Markt
waren. Seither gab es mehrere Versuche, die Stra-
tegie weiterzuentwickeln und zu verabschieden. Die
jetzige Fassung der Strategie geht auf die Arbeit ei-
nes Ad-hoc-Ausschusses zurück, der aus Vertretern
der zuständigen Ministerien, der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkveranstalter, der Regulierungsstelle für elek-
tronische Medien, der elektronischen Medien und an-
deren bestand. Das Parlament hatte bereits 2007 ein
Gesetz zur Regulierung dieses Sektors verabschiedet
(siehe IRIS 2007-8/6), das aber bisher nicht umge-
setzt wurde. Nach Verabschiedung der Strategie rief
der Leiter des Nationalen Rundfunkrats dazu auf, den
Entwurf eines Gesetzes für Audiovisuelle Dienste, der
derzeit im Parlament behandelt wird, zügig zu verab-
schieden, um die Umsetzung der Strategie und des
neuen Gesetzes in Angriff nehmen zu können.

Obwohl die Strategie erst jetzt verabschiedet wur-
de, hatte der erste Multiplex den Betrieb bereits
2004 aufgenommen (siehe IRIS 2005-7/9), der zwei-
te startete vier Jahre später. Damit ist die albani-
sche Öffentlichkeit im Allgemeinen mit dem Prozess
vertraut, was für eine reibungslose Umstellung von
Vorteil sein dürfte. Andererseits haben die Konsulta-
tionen im Zusammenhang mit der Strategie gezeigt,
dass die über einen längeren Zeitraum fortgeführte
Ausstrahlung ohne entsprechende Regulierung für die
Umstellung in mehrfacher Hinsicht Herausforderun-
gen mit sich brachte, so die Gewährleistung eines fai-
ren und freien Wettbewerbs am Markt unter Sicherung
bereits getätigter Investitionen; die Berücksichtigung
der Tatsache, dass das öffentliche Interesse über Ge-
schäftsinteressen steht; die Schaffung fairer Zugangs-
bedingungen für lokale Anbieter; die Gewährleistung
der Umstellung auf Digitaltechnik für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, wobei die Erfüllung des öffentli-
chen Sendeauftrags gesichert sein muss; ausreichen-
de Information sowie die Unterstützung der Kreise, die
sich eine Umstellung nicht leisten können.

In der Strategie sind diese Aspekte berücksichtigt; so
enthält sie Bestimmungen im Hinblick auf die Eigner
von Multiplexen, Regelungen für das Netzwerk und
den Zugang zu lokalen Multiplexen, für die Finanzie-
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rung einer öffentlichen Kampagne zur Bewusstseins-
bildung, für Beihilfen zum Erwerb von Dekodern, zur
Unterstützung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
bei der Umstellung und für Lizenzen der kommerzi-
ellen Multiplexe. Die Strategie zielt darauf ab, die für
die endgültige Umstellung notwendigen Leitlinien vor-
zugeben, damit der Prozess bis 2015 abgeschlossen
werden kann. Um dies zu erreichen, wurde ein interin-
stitutioneller Ausschuss eingerichtet, der die Umset-
zung des Prozesses überwachen wird.

• Pressemitteilung zur Sitzung des Ministerrats vom 2. Mai 2012 SQ

Ilda Londo
Albanisches Medieninstitut

Regulierer kritisiert unmoralisches Verhalten
in Fernsehsendungen

Anfang 2012 hat der Këshilli Kombëtar i Radios dhe
Televizionit (Nationaler Rundfunkrat - KKRT) einige
Sendungen der landesweiten Sender TV Klan und Top
Channel TV einer Prüfung unterzogen, nachdem sich
Bürger über Programme dieser Sender beschwert hat-
ten. Die Überprüfung ergab, dass in der wöchentli-
chen Satiresendung von Top Channel TV „Portokalli“
vulgäre Sprache verwendet wird und unangemessen
viele Behauptungen erhoben werden. In der Mittei-
lung des KKRT wird darauf verwiesen, dass dies auch
unter Berücksichtigung des humoristischen Charak-
ters der Sendung nicht immer zu rechtfertigen sei.
Darüber hinaus kommen die Prüfer zu dem Ergebnis,
dass einige der in der Sendung gezeigten Spots ei-
ne Diskriminierung aufgrund der regionalen Herkunft
darstellen.

Zwischenzeitlich ergab die Prüfung im Falle von TV
Klan, dass zwei der Sendungen auch gegen ethische
Sprachnormen und gegen Normen der Kommunikati-
on verstoßen haben. Bei der ersten Sendung handelt
es sich um die Talkshow „Zone e Lire". Diese Show
wurde zu einem Zeitpunkt wiederholt, zu dem auch
Kinder die Sendung sehen konnten, was den Verstoß
noch schwerwiegender macht. Darüber hinaus stellte
der KKRT damit zum wiederholten Male fest, dass die-
se Sendung gegen moralische Normen verstoßen hat.
In der zweiten Sendung „Aldo Morning Show” wurden
Behauptungen über das Verhalten Homosexueller er-
hoben; die dabei getroffenen Aussagen und gewähl-
ten Gesten waren für einen Sendeplatz am Morgen
unangemessen. Der KKRT hat beiden Fernsehsendern
in einem Schreiben seine Auffassung dargelegt und
das unmoralische Verhalten im Zusammenhang mit
diesen Sendungen kritisiert.

• Njoftim për Media, Tiranë më, 21.05.2012 (Pressemitteilung des Na-
tionalen Rundfunkrats vom 21. Mai 2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15942 SQ

Ilda Londo
Albanisches Medieninstitut

AT-Österreich

BKS zur Frage, wann ein Sportwettbe-
werb als Premium-Sport im Sinne des ORF-
Gesetzes anzusehen ist

Am 23. Mai 2012 hat sich der Bundeskommunika-
tionssenat (BKS) ausführlich dazu geäußert, welche
Sportwettkämpfe als Premium-Sportbewerbe im Sin-
ne des Gesetzes über den Österreichischen Rundfunk
(ORF-Gesetz) angesehen werden müssen. § 4b Abs. 4
ORF-Gesetz verbietet dem ORF die Ausstrahlung von
Sportwettbewerben im Sport-Spartenprogramm, de-
nen in der österreichischen Medienberichterstattung
breiter Raum zukommt (sog. Premium-Sportbewerbe,
siehe auch IRIS 2012-4/9).

Gegenstand des Verfahrens waren verschiedene
Live-Übertragungen des ORF in seinem Sport-
Spartenprogramm im April und Mai 2012: ein Halb-
finale des österreichischen Fußballpokals, mehrere
Spiele der Eishockey-Weltmeisterschaft (mit und ohne
österreichische Beteiligung) und das Viertelfinalspiel
eines österreichischen Tennisspielers bei einem ATP-
Turnier.

Die vorinstanzliche Kommunikationsbehörde Austria
(KommAustria) hatte auf Beschwerde hin im Septem-
ber 2011 für die Übertragung des Fußballspiels und
der Eishockeyspiele einen Verstoß des ORF gegen § 4b
Abs. 4 ORF-Gesetz festgestellt, die Beschwerde hin-
sichtlich der Übertragung des Tennismatches jedoch
abgewiesen.

In seiner Entscheidung stellte der BKS zunächst fest,
bei der Beurteilung des Sachverhalts komme es dar-
auf an, welche konkrete Bedeutung dem in § 4b Abs.
4 ORF-Gesetz enthaltenen Begriff „breiter Raum in
der Medienberichterstattung“ zukommt. Die stärkste
Aussagekraft für diese Beurteilung sei aus der Heran-
ziehung der Medienberichterstattung in der Vergan-
genheit über vergleichbare Sportbewerbe zu gewin-
nen. Die Vergleichbarkeit hänge dabei beispielswei-
se vom konkreten Austragungsort des Sportbewerbs
oder der Beteiligung bzw. Nichtbeteiligung österrei-
chischer Sportler ab. Nach einer gründlichen und aus-
führlichen Analyse der Rezeption verschiedener ver-
gleichbarer Sportereignisse in der österreichischen
Presse und im österreichischen Fernsehen kam der
BKS schließlich zu dem Schluss, dass sowohl das
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streitgegenständliche Fußballspiel als auch das Ten-
nismatch nicht als Premium-Sportbewerb einzustufen
seien.

Bei den von der KommAustria beanstandeten Über-
tragungen der Spiele der Eishockey-Weltmeisterschaft
hingegen nahm der BKS eine Differenzierung zwi-
schen den Spielen mit Beteiligung der österreichi-
schen Nationalmannschaft und jenen ohne deren Mit-
wirken vor. Bei den Spielen mit österreichischer Be-
teiligung habe sich aus der Beobachtung sowohl
der Zeitungs- als auch der Fernsehberichterstat-
tung einheitlich ergeben, dass diese als Premium-
Sportbewerbe zu beurteilen seien. Für die Spiele ohne
österreichische Beteiligung seien jedoch Unterschie-
de in der Berichterstattung in den beiden Medienar-
ten erkennbar. So sei den vergleichbaren Spielen der
vergangenen Weltmeisterschaft im Jahr 2009 in der
Zeitungsberichterstattung jener Raum zugekommen,
der zur Qualifikation als Premium-Sportbewerb füh-
ren würde. Demgegenüber habe die Fernsehberichter-
stattung in der Vergangenheit jedoch bei weitem nicht
jenes für die Beurteilung als Premium-Sportbewerb
ausreichende Ausmaß erreicht. Da sich die Fernsehbe-
richterstattung in der Vergangenheit so deutlich von
jener über Premium-Sportbewerbe unterschieden ha-
be und die Zeitungsberichterstattung auch nicht je-
nes besondere Ausmaß erreichte, um die mangelnde
Fernsehberichterstattung zu kompensieren, waren die
verfahrensgegenständlichen Spiele nach Ansicht des
BKS nicht als Premium-Sportbewerbe zu beurteilen.

Letztlich führte der BKS aus, die von ihm durch-
geführte Medienbeobachtung zeige, dass den ge-
setzlichen Anordnungen ein konkreter Bedeutungsge-
halt und Orientierungsmaßstab entnommen werden
könne, um die Vorhersehbarkeit der Einstufung als
Premium-Sport zu gewährleisten. Eine solche Vorab-
Einschätzung sei dem ORF insofern zumutbar, als
er selbst bereits intensive Medienbeobachtung und
-forschung betreibt oder durch Dritte durchführen
lässt.

• Entscheidung des BKS vom 23. Mai 2012 (GZ 611.941/0004-
BKS/2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15979 DE

Peter Matzneller
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

BKS verneint Verstoß des ORF gegen Spon-
soringverbot bei Börsensendung

Am 23. Mai 2012 hat der Bundeskommunikationsse-
nat (BKS) festgestellt, dass der Österreichische Rund-
funk (ORF) durch die Ausstrahlung der wöchentlichen
Sendung „Schauplatz Börse“ das Verbot des Sponso-
rings von Nachrichtensendungen und Sendungen zur

politischen Information gemäß § 17 Abs. 4 ORF-Gesetz
nicht verletzt hat.

Eine Beschwerdeführerin hatte geltend gemacht, bei
der Sendung „Schauplatz Börse“ handle sich um ei-
ne tagesaktuelle Nachrichtensendung für den Be-
reich Börse und Wirtschaft, die nicht Gegenstand von
Sponsoring sein dürfe. Die Tagesaktualität zeige sich
am für Wirtschaftsnachrichtensendungen typischen,
durchlaufenden Band mit Kurs- und Währungsdaten.
Präsentiert und analysiert werde jeweils die gerade
aktuelle Einschätzung eines börsennotierten Unter-
nehmens samt aktuellem Aktienkurs oder ein börsen-
oder währungspolitisches Umfeld.

Der ORF brachte der Beschwerde entgegen, sen-
dungstypisch für eine Nachrichtensendung sei, dass
es sich bei den Inhalten der Sendung um tagesaktu-
elle Geschehnisse handeln müsse, die Sendung the-
matisch breit gestreut über Innen- und Außenpoli-
tik, Kultur und Wirtschaft berichte und die Meldun-
gen auch entsprechend nachrichtenmäßig aufberei-
tet seien. „Schauplatz Börse“ liefere keine tagesak-
tuelle Nachrichtenberichterstattung, sondern analy-
siere das Börsen- oder Geldmarktgeschehen. Entge-
gen der Darstellung der Beschwerdeführerin zeige
das Laufband am unteren Bildrand keine tagesaktu-
ellen Aktien- und Währungskurse, sondern jeweils die
Veränderungen gegenüber der Vorwoche. Besonders
deutlich werde dies mit Blick auf den gewählten Sen-
detag (Samstag), der überhaupt kein Börsentag sei.

In seiner Entscheidung folgte der BKS der Ansicht des
ORF und stellte zunächst unter Rückgriff auf seine
Entscheidungspraxis fest, unter Nachrichtensendun-
gen sei die nachrichtenmäßig aufbereitete Bericht-
erstattung über (tages-)aktuelle Ereignisse in für die
öffentliche Meinungsbildung sensiblen Themenberei-
chen zu verstehen. Der Begriff der „Nachrichten“ sei
dabei einschränkend auszulegen, weshalb darunter
nicht jede Form der Berichterstattung über tatsächlich
Geschehenes falle. Dem Sponsoringverbot seien nur
jene Nachrichtensendungen und Sendungen zur po-
litischen Information unterworfen, bei denen ein „be-
sonderes Schutzbedürfnis“ dahingehend bestehe, von
vornherein jeden wie immer gearteten Einfluss auf
die öffentliche Meinungsbildung in sensiblen Feldern,
aber auch bereits jeden Anschein eines solchen Ein-
flusses durch werbetreibende Dritte auszuschließen.

Nach Ansicht des BKS befasst sich „Schauplatz Börse“
mit einem punktuell herausgegriffenen, mehr oder
minder aktuellen wirtschaftlichen Geschehen, dies
aber mit Blick auf Börsen- und Geldmarktentwicklun-
gen in Verfolgung von Anleger- und Investoreninter-
essen. Einen politischen oder in engerem Sinne wirt-
schaftspolitischen Informationsgehalt weise die Sen-
dung hingegen nicht auf. Daher sei sie weder als
Nachrichtensendung noch als Sendung zur politischen
Information im Sinne von § 17 Abs. 4 ORF-G zu quali-
fizieren und unterliege folglich auch nicht dem Spon-
soringverbot dieser Bestimmung.
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Im vorliegenden Fall könne auch nicht von einem un-
zulässigen Einfluss des Sponsoringpartners auf den
Inhalt der Sendung ausgegangen werden. Weder der
vorgelegte Sponsoringvertrag noch die glaubhaften
Versicherungen des ORF über die üblichen Abläufe
bei der Produktion der Sendung hätten in irgendeiner
Weise Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die Exper-
ten des Sponsors einen über die reine Erstattung von
Themenvorschlägen hinausgehenden Einfluss gehabt
hätten oder verbindlich hätten geltend machen kön-
nen. Gleiches gelte für die Rolle und Befugnisse des
Moderators der Sendung. Im Verfahren hätten sich
auch ansonsten keine Anknüpfungspunkte dafür er-
geben, dass der Sponsor seinen finanziellen Beitrag
von der Erfüllung bestimmter Wünsche abhängig ge-
macht habe oder dass allenfalls aufgrund sonstiger
Umstände ein spezifisches Drohpotential des Spon-
sors im Hinblick auf die inhaltliche Ausrichtung der
Sendung bestünde.

• Entscheidung des BKS vom 23. Mai 2012 (GZ 611.966/0004-
BKS/2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15980 DE

Peter Matzneller
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

BG-Bulgarien

Strafe für Aufruf zu nationaler, politischer,
ethnischer und religiöser Intoleranz

Am 19. April 2012 hat der Rat für Elektronische Me-
dien gegen die Sendergruppe Nova eine Geldstrafe in
Höhe von BGN 3.000 (EUR 1528) (Straferlass Nr. 25)
verhängt. Anlass war die Verbreitung politischer Auf-
fassungen der serbischen paramilitärischen Organisa-
tion Chetnichki pokret in der am 28. Januar 2012 von
16.51 bis 17.18 Uhr ausgestrahlten Sendung „Karbov-
ski Direct“. Die illegale revolutionäre Bewegung zur
Befreiung des Kosovo rief darin ihre orthodoxen An-
hänger zum bewaffneten Kampf auf. Der Beitrag ent-
hielt ein Exklusivinterview mit dem Anführer der Be-
wegung, Bratislav Zivkovic, und seinen bulgarischen
Gefolgsleuten Pavel Chernev und Zivko Ivanov.

Der Moderator fragte, worin die Botschaft der Bewe-
gung an die orthodoxen Brüder bestehe und was sich
in rein demographischer Betrachtungsweise auf dem
Balkan abgespielt habe. Er fragte auch nach der Rol-
le der Türkei in der modernen Geschichte. Zivkovic
sagte, dass „die Türkei schon immer Einfluss in der
Region hatte und dass die Region seither nicht mehr
friedlich sei. Türken werden sich nicht friedlich verhal-
ten. Die Türken in Mazedonien werden sich nicht fried-
lich verhalten. [...] Jetzt müssen wir mehr als je zuvor
Einigkeit zeigen und gegen das Böse vorgehen. Das

Böse muss den Balkan verlassen. Wenn das der Wil-
le Gottes ist, ist es unser Ziel, dass auf dem Balkan
nur orthodoxe [Völker] leben - Bulgaren, Serben und
Griechen. Wenn dies der Wille Gottes ist, [ist es un-
ser Ziel], die Türken zu verfolgen, wenn dies möglich
wird."

Der Mediendiensteanbieter Nova-Gruppe hat zugege-
ben, Programminhalte produziert und verbreitet zu
haben, die zu nationaler, politischer, ethnischer und
religiöser Intoleranz aufrufen. Dies stellt einen Verstoß
gegen Artikel 17 Absatz 2 des bulgarischen Rundfunk-
gesetzes dar.

• ÍÀÊÀÇÀÒÅËÍÎ ÏÎÑÒÀÍÎÂËÅÍÈÅ � 25 / 19.04.2012
ã . (Entscheidung des Rates für Elektronische Medien vom 19. April
2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15933 BG

Rayna Nikolova
Neue bulgarische Universität

DE-Deutschland

Abschöpfung von Werbeeinnahmen durch
Medienaufsichtsbehörde gemäß Landesme-
diengesetz zulässig

Am 23. Mai 2012 hat das Bundesverwaltungsgericht
(BVerwG) mit noch nicht im Volltext veröffentlich-
tem Urteil festgestellt, dass die Bundesländer in ih-
ren Landesmediengesetzen die Landesmedienanstal-
ten (LMA) ermächtigen dürfen, Werbeeinnahmen pri-
vater Fernsehsender abzuschöpfen, die letztere im
Rahmen von Sendungen vereinnahmt haben, die als
rechtswidrig beanstandet wurden.

Gegenstand des Verfahrens waren Beiträge in der
Rubrik „Bimmel-Bingo“ der Sendung „TV total“ des
Fernsehsenders ProSieben, in denen ein Kamerateam
nachts unangekündigt an Haustüren von Einfamili-
enhäusern geklingelt hatte, um deren Bewohner zu
wecken und sie zur Mitwirkung an einem Gewinnspiel
zu bewegen. Hierbei wurden regelmäßig sowohl das
Klingelschild samt Familiennamen gezeigt als auch die
Bewohner mit Namen angesprochen. Das Verhalten
mehrerer Bewohner (Zuschlagen der Haustür, Dro-
hung mit dem Ruf der Polizei) ließ dabei deutlich er-
kennen, dass kein Einverständnis mit dem Wecken
und den Filmaufnahmen bestand.

Bereits am 2. Dezember 2010 hatte das Oberverwal-
tungsgericht Berlin-Brandenburg zwei entsprechende
Bescheide der LMA Berlin-Brandenburg (mabb) bestä-
tigt und die Klage des Fernsehsenders hiergegen ab-
gewiesen. Die mabb hatte die Beiträge wegen Verlet-
zung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts und des
Rechts am eigenen Bild der Betroffenen beanstan-
det. Nachdem der Sender trotz Aufforderung durch
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die mabb keine Angaben zu den im Zusammenhang
mit den beanstandeten Sendungen erzielten Werbe-
einnahmen gemacht hatte, verlangte die mabb die
Abschöpfung der auf EUR 75.000 geschätzten Erlöse.
Hiergegen erhob der Sender Klage.

Das BVerwG urteilte nun, die hier einschlägi-
ge Abschöpfungsvorschrift des Medienstaatsvertrags
Berlin-Brandenburg (MStV) sei mit Bundesrecht (ins-
besondere dem Grundgesetz) vereinbar. Die Länder
hätten die Gesetzgebungskompetenz für den Erlass
einer solchen Regelung, die nicht zur Regelungsma-
terie des Strafrechts gehöre. Die Beanstandung einer
Sendung und die Abschöpfung der Werbeeinnahmen
seien Maßnahmen der Medienaufsicht, durch die nicht
strafrechtliches Unrecht sanktioniert, sondern die Ein-
haltung der rundfunkrechtlichen Bindungen, denen
die privaten Rundfunkveranstalter unterliegen, effek-
tiv sichergestellt werden solle.

Nach Ansicht des BVerwG verstößt die Regelung auch
nicht etwa deshalb gegen den Grundsatz der Gleich-
behandlung, weil für öffentlich-rechtliche Rundfunk-
anstalten eine Beanstandung von Sendungen mit Ab-
schöpfung erzielter Werbeeinnahmen nicht vorgese-
hen ist. Private und öffentlich-rechtliche Rundfunkver-
anstalter unterlägen im Rahmen der dualen Ordnung
des Rundfunks unterschiedlicher Rundfunkaufsicht
mit jeweils eigenständigen Zuständigkeiten und Rege-
lungen, weshalb die Mittel der Rundfunkaufsicht nicht
identisch sein müssten.

• Pressemitteilung des BVerwG zum Urteil vom 23. Mai 2012 (Az. 6 C
22.11)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15976 DE

Peter Matzneller
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

Kammergericht Berlin lehnt Urheberrechts-
fähigkeit dokumentarischer Filmsequenzen
ab

Am 28. März 2012 hat das Kammergericht (KG) Ber-
lin mit nun veröffentlichtem Urteil das vorinstanzliche
Urteil des Landgerichts (LG) Berlin vom 20. Mai 2011
bestätigt und festgestellt, dass eine Filmsequenz, die
den Abtransport eines an der Berliner Mauer erschos-
senen DDR-Bürgers zeigt, keinen Urheberrechtsschutz
genießt. Die Kläger hatten Urheberrechte an dieser
Sequenz geltend gemacht und von der Beklagten ver-
langt, es zu unterlassen, die Sequenz zu vervielfälti-
gen, öffentlich zugänglich zu machen oder im Fern-
sehrundfunk zu senden.

Das KG Berlin verneinte einen entsprechenden An-
spruch aus dem Urheberrechtsgesetz (UrhG). Die Se-
quenz sei kein Filmwerk im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr.

6 und Abs. 2 UrhG, da sie die notwendige Schöp-
fungshöhe nicht erreiche. Es sei kein Schaffenspro-
zess ersichtlich, der auch nur eine einfache, aber so-
eben noch geschützte geistige Schöpfung (so genann-
te „kleine Münze“) des filmenden Kameramanns auf-
zuzeigen vermöge. Es handle sich nämlich um die Auf-
nahme eines nicht vorhergesehenen aktuellen Ereig-
nisses, das unter den in der konkreten Situation vor-
gefundenen Verhältnissen ohne Vorbereitung aufge-
zeichnet werden musste. Es sei nicht darauf ange-
kommen, die gefilmten Szenen dramaturgisch oder
darstellerisch zu gestalten. Es sei auch nicht ersicht-
lich, welche eigenschöpferische, über das rein Hand-
werkliche hinausgehende gedankliche Leistung der
Kameramann anlässlich der Herstellung der streiti-
gen Filmaufnahmen erbracht haben soll. Vielmehr er-
schöpften sich die Filmaufnahmen in der schemati-
schen Aneinanderreihung von Lichtbildern.

Nach Ansicht des Gerichts konnten sich die Kläger
auch nicht darauf berufen, einzelne Filmbilder der von
der Beklagten verwendeten Filmaufnahme hätten die
Qualität von Lichtbildwerken im Sinne von § 2 Abs.
1 Nr. 5 und Abs. 2 UrhG. Nach Ansicht des Gerichts
zeichnen sich Lichtbildwerke im Allgemeinen dadurch
aus, dass sie über die gegenständliche Abbildung hin-
aus eine Stimmung besonders gut einfangen, in ein-
dringlicher Aussagekraft eine Problematik darstellen
oder den Betrachter zum Nachdenken anregen. Dies
könne etwa durch die Wahl des Motivs, des Bildaus-
schnitts oder der Perspektive, durch die Verteilung
von Licht und Schatten, durch Kontrastgebung, Bild-
schärfe oder durch die Wahl des richtigen Moments
bei der Aufnahme geschehen. Dabei sei nicht ausge-
schlossen, dass auch Filmeinzelbilder als Lichtbildwer-
ke urheberrechtlichen Schutz genießen können, so-
fern ihnen fotographische Gestaltungsmittel zu Grun-
de liegen, wie sie auch für Fotographien gefordert
werden. Im gegenständlichen Fall sei hinsichtlich der
einzelnen Filmbilder jedoch - ähnlich den Ausführun-
gen zum Vorliegen eines Filmwerks - nicht erkennbar,
dass ihrer Entstehung derartige fotographische Ge-
staltungsmittel zu Grunde gelegen hätten.

• Urteil des KG Berlin vom 28. März 2012 (Az. 24 U 81/11)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15977 DE

Peter Matzneller
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

LG Hamburg bejaht Verbreiterhaftung eines
Bloggers für eingebettetes YouTube-Video

Am 22. Mai 2012 hat das Landgericht (LG) Hamburg
die Haftung eines Bloggers für ein YouTube-Video be-
jaht, das dieser auf seiner Website eingebettet hatte.
Beim besagten Video handelte es sich um einen Fern-
sehbeitrag des ZDF-Magazins „WISO“, in dem über
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den Kläger, einen Arzt, berichtet wurde. Darin wur-
den dem Mediziner zweifelhafte Methoden bei der Be-
handlung krebskranker Patienten vorgeworfen, aller-
dings unter Äußerung falscher Tatsachenbehauptun-
gen. So wurde in dem Beitrag etwa behauptet, es ge-
be keine Gutachten, die die Wirksamkeit der Therapi-
en des Klägers belegten, was sich als unwahr erwies.
Die damalige Klage des Arztes hatte folglich Erfolg
und dem ZDF wurde die Verbreitung des Filmes ge-
richtlich untersagt.

Der nun beklagte Blogger hatte über den Rechtsstreit
zwischen dem Kläger und dem ZDF auf seiner Website
berichtet und hierbei den Fernsehbeitrag ungeachtet
der gegen das ZDF gerichteten gerichtlichen Untersa-
gung in seinem Blog als YouTube-Video eingebettet.
Auch hiergegen erhob der Arzt Klage.

Das Gericht kam nun zu dem Schluss, der Blogger
habe ihm obliegende Prüfungspflichten verletzt. So
sei ihm etwa der Rechtsstreit, in welchem sich der
Arzt gegen die Verbreitung des Fernsehbeitrags durch
das ZDF wandte, bekannt gewesen. Demnach hät-
te er nicht auf die inhaltliche Richtigkeit des besag-
ten Videos vertrauen können, zumal er gewusst ha-
be, dass der Kläger bereits wiederholt gegen Berich-
te gerichtlich vorgegangen sei, durch die er sich in
seinem allgemeinen Persönlichkeitsrecht verletzt sah.
Daher hätte der Beklagte die Richtigkeit des im Fern-
sehbeitrag Dargestellten prüfen müssen, bevor er das
YouTube-Video in seinem Blog einbettete.

Die Grundsätze aus dem Paperboy-Urteil, in dem der
Bundesgerichtshof (BGH) 2003 so genannten „Deep-
Links“, d.h. Links, die direkt zu einer bestimmten Un-
terseite eines Web-Angebotes und nicht nur zur Start-
seite einer Website führen (siehe IRIS 2003-8/32) aus-
drücklich als erlaubt ansah, waren im vorliegenden
Fall nach Ansicht des LG Hamburg nicht einschlägig.
Der Grund hierfür liege in der jeweiligen Zielrichtung:
Während das Paperboy-Urteil sich auf die Problema-
tik der Verletzung von Urheberrechten beziehe, ge-
he es im vorliegenden Fall um „äußerungsrechtliche
Verbreitungshandlungen“. Rechtlich nachteilig für den
Blogger wirke sich auch aus, dass er den Link als Ver-
weis auf zusätzliche Informationen angesehen und in
seinem Beitrag dann auf das Video verwiesen habe.

Das Urteil, das sich in einem nicht unwesentlichen
Spannungsverhältnis zur bisherigen, sehr meinungs-
freundlichen Rechtsprechung des BGH und des Bun-
desverfassungsgerichts (BVerfG) bewegt, wurde mit
zum Teil heftiger Kritik aufgenommen. Der Beklagte
hat bereits angekündigt, in Berufung gehen zu wollen.

• Urteil des Landgerichts Hamburg, Az.: 324 O 596/11
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15981 DE

Tobias Raab
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

Gesetz zur Stärkung der Pressefreiheit ver-
abschiedet

Am 25. Juni 2012 hat der Bundestag das Gesetz zur
Stärkung der Pressefreiheit im Straf- und Strafpro-
zessrecht (PrStG) beschlossen. Am 11. Mai 2012 hat-
te der Bundesrat den Entwurf gebilligt. Zuvor hat-
te sich bereits der Bundestag für eine unveränderte
Annahme des von der Bundesregierung vorgelegten
Entwurfs ausgesprochen (siehe IRIS 2012-5/13 und
IRIS 2010-9/22).

Die Pressefreiheit soll demnach durch einen verbes-
serten Schutz für Medienangehörige und deren Infor-
mationsquellen gestärkt werden. Zu diesem Zweck
werden § 353b Strafgesetzbuch (StGB; Verletzung des
Dienstgeheimnisses und einer besonderen Geheim-
haltungspflicht) sowie § 97 Abs. 5 Satz 2 Strafpro-
zessordnung (StPO; von der Beschlagnahme ausge-
nommene Gegenstände) zu Gunsten von Medienan-
gehörigen ergänzt.

• Gesetz zur Stärkung der Pressefreiheit im Straf- und Strafpro-
zessrecht vom 25. Juni 2012
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15972 DE

Anne Yliniva-Hoffmann
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

BT-Ausschuss befürwortet Ausbau des
Angebots barrierefreier Filme, FFA-
Grundsatzbeschluss zur Förderung

Am 23. Mai 2012 hat sich der Ausschuss für Kultur und
Medien des Deutschen Bundestags (BT) mehrheitlich
für die Annahme eines von den Koalitionsfraktionen
vorgelegten Antrags zur Ausweitung des barrierefrei-
en Filmangebots ausgesprochen.

Der Antrag weist zunächst darauf hin, dass in
Deutschland etwa 9,6 Mio. Bürgerinnen und Bürger
mit Behinderung leben, die - unter anderem nach den
Bestimmungen der UN-Behindertenrechtskonvention
- zur Teilhabe an Kunst und Kultur berechtigt sind.
Mit Blick auf Hör- und Sehbehinderte stünden im Be-
reich audiovisueller Angebote die Untertitelung so-
wie die Audiodeskription als Mittel der Integration
zur Verfügung. Das Filmförderungsgesetz (FFG) se-
he seit 2009 eine Fördermöglichkeit für die Herstel-
lung barrierefreier Filme vor (siehe IRIS 2009-3/11),
jedoch gebe es bislang keine belastbaren Nachwei-
se für eine funktionierende Umsetzung dieser Re-
gelungen. Nähere Erkenntnisse seien von der ange-
kündigten Überprüfung der Verwirklichung der UN-
Behindertenrechtskonvention zu erwarten. Auch im
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Bereich der Verleihförderung sei die Zahl eingegange-
ner Anträge bislang gering. Die bestehenden Förder-
möglichkeiten für Modernisierungsmaßnahmen (z.B.
Digitalisierung) in Filmtheatern erfassten auch Maß-
nahmen zur barrierefreien Angebotsgestaltung, so et-
wa zur Einrichtung rollstuhlgeeigneter Plätze. Die Re-
sonanz auf diese Förderangebote sei bislang jedoch
gering.

Ziel müsse es daher sein, alle Akteure des audiovisu-
ellen Sektors für die bestehenden Bedürfnisse zu sen-
sibilisieren und deren - jedenfalls mittelfristig zu er-
wartende - Profitabilität durch die Erschließung neuer
Zielgruppen zu verdeutlichen. Auch die Rundfunkver-
anstalter stünden in der Pflicht, insbesondere unter
Berücksichtigung der Tatsache, dass der ab 2013 gel-
tende Haushaltsbeitrag für den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk auch von Menschen mit Behinderung zu
entrichten sei. Darüber hinaus müssten die Angebote
in Gebärden- und leichter Sprache ausgeweitet wer-
den.

Folglich sollten Erkenntnisse über die Wirksamkeit
der bislang bestehenden Regelungen in diesem Be-
reich in die geplante FFG-Novelle mit einfließen, das
Problem- und Bedarfsbewusstsein der Filmbranche
gestärkt, der Ausbau barrierefreier Angebote im Film-
und öffentlich-rechtlichen Rundfunksektor in Zusam-
menarbeit mit den Bundesländern intensiviert und
die Förderprogramme zur Kinodigitalisierung (siehe
IRIS 2012-4/18) vorangetrieben werden.

Berichten zufolge hat die Filmförderungsanstalt (FFA)
einen Grundsatzbeschluss gefasst, demzufolge künf-
tig die Förderung eines Films an dessen barrierefreie
Ausgestaltung geknüpft werden soll. Eine solche Än-
derung der Förderrichtlinien könnte bei Zustimmung
der FFA-Gremien noch diesen Herbst in Kraft treten.

• Mitteilung des BT-Ausschusses für Kultur und Medien vom 23. Mai
2012
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15973 DE

Anne Yliniva-Hoffmann
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

VG Media und Antennengesellschaft schlie-
ßen Vergleich zur Weitersendung von Pro-
grammsignalen

Nach einer Mitteilung der Gesellschaft zur Verwertung
der Urheber- und Leistungsschutzrechte von Medien-
unternehmen (VG Media) haben diese und eine säch-
sische Gesellschaft, die Rundfunksignale verschiede-
ner Anbieter empfängt und an mehrere angeschlos-
sene Haushalte verbreitet, am 29. Mai 2012 vor dem
Landgericht (LG) Leipzig einen Vergleich betreffend
die Weitersendung von Programmsignalen geschlos-
sen (Az: 05 O 3233/11).

Den Berichten zufolge stritten die Parteien um die
Lizenzierungspflicht für die Weitersendung von Pro-
grammsignalen privater Hörfunk- und Fernsehanbie-
ter durch Betreiber von Empfangsanlagen (siehe
IRIS 2012-5/17 und IRIS 2010-4/15).

In dem nun geschlossenen Vergleich verpflichtete sich
der Betreiber einer (privaten, kleinen) Antennenan-
lage zur nachträglichen Entrichtung entsprechender
Gebühren an die VG Media sowie zum Abschluss ei-
nes Lizenzvertrags für künftige derartige Aktivitäten.

Nach Darstellung der VG Media entspricht der Ver-
gleich inhaltlich dem Klagebegehren der Verwertungs-
gesellschaft.

• Pressemitteilung der VG Media vom 29. Mai 2012
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15978 DE

Anne Yliniva-Hoffmann
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel

-Estland

Ernennung der sachverständigen Mitglie-
der des estnischen nationalen öffentlich-
rechtlichen Rundfunkrats

Nach dem Eesti Rahvusringhäälingu seadus (Ge-
setz über den estnischen nationalen öffentlich-
rechtlichen Rundfunkveranstalter) bildet der Rahvus-
ringhäälingu nõukogu (Rundfunkrat) das Aufsichtsor-
gan des öffentlich-rechtlichen Rundfunkveranstalters.
Der Rundfunkrat setzt sich aus vier unabhängigen Ex-
perten und jeweils einem Mitglied jeder im Parlament
vertretenen Partei zusammen. Die Experten werden
vom Parlament für fünf Jahre ernannt, die Parlament-
sabgeordneten sind für die vierjährige Legislaturperi-
ode ernannt.

Die fünfjährige Amtszeit der vier unabhängigen Ex-
perten endete am 8. Mai 2012. Der Kulturausschuss
des Parlaments schlug vier neue Mitglieder vor, die
noch am selben Tag vom Parlament ernannt wurden.
Die neuen Mitglieder wurden ohne öffentliche Debatte
oder Diskussion über die fachliche Eignung und politi-
sche Unabhängigkeit der Kandidaten ausgewählt. Wie
nach ihrer Ernennung bekannt wurde, war der Kultur-
ausschuss übereingekommen, dass jede der vier poli-
tischen Parteien jeweils zwei Kandidaten aufstellt. Da
die Regierungskoalition im Kulturausschuss die Mehr-
heit hat, wurden in geheimer Abstimmung ausschließ-
lich ihre Kandidaten gewählt; die von der Opposition
vorgeschlagenen Kandidaten wurden abgelehnt.

Die drei neuen sachverständigen Mitglieder sind Mart
Luik als Vertreter des kommerziellen Mediensektors,
Theaterdirektor Paavo Nõgene (Mitglied der Reform-
partei) und der PR- und Kommunikationsfachmann
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Agu Uudelepp. Das Mandat des Investment- und Fi-
nanzexperten Rain Tamm wurde verlängert. Der Rat
wählte in seiner ersten Sitzung Agu Uudelepp zum
Vorsitzenden.

• XII RIIGIKOGU STENOGRAMM III ISTUNGJÄRK Teisipäev, 8. mai 2012,
kell 10:00 (Stenogramm der Parlamentssitzung, 8. Mai 2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15990 ET
• Eesti Rahvusringhäälingu tegevusvaldkonna tunnustatud asjatund-
jatest Eesti Rahvusringhäälingu nõukogu liikmete nimetamine (Parla-
mentarischer Erlass zur Ernennung der sachverständigen Mitglieder
des estnischen nationalen Rundfunkrats, 8. Mai 2012, Riigiteataja RT
III, 11.05.2012, 1)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15991 ET

Andres Jõesaar
Estnischer öffentlich-rechtlicher Rundfunk & Institut

für Journalismus und Kommunikation, Universität
Tartu

ES-Spanien

Oberstes Gericht entscheidet über das
„Sinde-Gesetz“

Am 29. Mai 2012 hat der Oberste Gerichtshof ei-
ne erste Entscheidung über die Beschwerde der
Asociación de Internautas (Verband der Internetnut-
zer) hinsichtlich der Rechtmäßigkeit des sogenannten
Sinde-Gesetzes veröffentlicht (siehe IRIS 2012-4/22,
IRIS 2012-2/18, IRIS 2011-3/17 und IRIS 2011-2/23).

Das Sinde-Gesetz novelliert das spanische Gesetz
über das geistige Eigentum, um das Verfahren zur
Sperrung oder Schließung von Websites, die den
rechtswidrigen Zugriff auf urheberrechtlich geschütz-
te Inhalte ermöglichen, zu beschleunigen. Das Gesetz
sieht die Einrichtung einer Kommission für geistiges
Eigentum beim Kulturministerium vor, die u. a. für den
Schutz des geistigen Eigentums zuständig ist. Hierzu
wird ein Verfahren eingeführt, bei dem Rechteinhaber
Websites mit mutmaßlichen Urheberrechtsverstößen
bei der Kommission für geistiges Eigentum anzeigen
können.

Im Februar 2012 forderte der Verband der Internetnut-
zer den Obersten Gerichtshof auf, zu prüfen, ob der
neue Wortlaut des Gesetzes über das geistige Eigen-
tum und die Funktionen der Kommission für geistiges
Eigentum rechtmäßig sind. Der Verband beantragte
vorsorglich auch die Aussetzung des Sinde-Gesetzes
bis zur Entscheidung des Gerichtshofs.

Der Oberste Gerichtshof entschied, dass für die Aus-
setzung des Sinde-Gesetzes keine rechtlichen Gründe
vorliegen. Er erinnerte daran, dass gegen die Schlie-
ßung einer Website durch die Kommission für geisti-
ges Eigentum der Rechtsweg offensteht, sodass der

mögliche Schaden einer solchen Sanktion nach Auf-
fassung des Obersten Gerichtshofs nicht irreparabel
ist.

Da eine Entscheidung des Obersten Gerichtshofs über
die Rechtmäßigkeit des Sinde-Gesetzes noch aus-
steht, ist der Fall weiterhin offen.

Pedro Letai
IE Law School, Instituto de Empresa (Madrid)

Neue Verordnung mit Gesetzeskraft zum Ver-
waltungssystem der Rundfunkgesellschaft
RTVE

Am 20. April 2012 hat der Ministerrat eine königli-
che Verordnung mit Gesetzeskraft zur Modifizierung
des Verwaltungssystems des landesweiten öffentlich-
rechtlichen Rundfunkveranstalters Corporación de Ra-
dio y Televisión Española (CRTVE) gebilligt, das seit
den Änderungen durch Gesetz 17/2006 galt (siehe
IRIS 2005-9/16 und IRIS 2006-6/19).

Das Gesetz aus dem Jahre 2006 sah vor, dass die Ge-
sellschaft von einem Verwaltungsrat aus zwölf Mitglie-
dern geleitet wird, die ihren Präsidenten aus den eige-
nen Reihen wählen. Die Mitglieder wurden auf sechs
Jahre ernannt und mussten im Rahmen eines parla-
mentarischen Ernennungsverfahrens mit einer Zwei-
drittelmehrheit bestätigt werden. Die gegenwärtigen
Ratsmitglieder wurden im Januar 2007 ernannt, nach
dem Rücktritt der Präsidenten der Gesellschaft 2009
bzw. 2011 sowie zweier Ratsmitglieder im Anschluss
wurde jedoch beschlossen, die Präsidentschaft unter
den verbleibenden Mitgliedern rollieren zu lassen, bis
neue Ernennungen durch das Parlament vorgenom-
men werden.

Angesichts fehlenden Konsenses zwischen den
großen Parteien Partido Popular und Partido Socialista
Obrero Español beschloss die Regierung eine neue
Verordnung mit Gesetzeskraft. Sie umfasst folgende
Maßgaben:

- Die Anzahl der Ratsmitglieder verringert sich auf
neun. Es entfallen u.a. die beiden Vertreter der ein-
flussreichsten Gewerkschaften;

- In Fällen, in denen Kandidaten in der ersten Ab-
stimmungsrunde keine Zweidrittelmehrheit erreichen,
können diese nach Ablauf von 24 Stunden in einer
zweiten Runde durch absolute Mehrheit ernannt wer-
den;

- Der Präsident wird als einziges hauptamtliches Rats-
mitglied vergütet, die restlichen Mitglieder haben
lediglich Anspruch auf Aufwandsentschädigung für
Ratssitzungen.
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Zusätzlich ändert die Verordnung das Ley General de
la Comunicación Audiovisual (Rahmengesetz über au-
diovisuelle Kommunikation, siehe IRIS 2010-4/21), um
Rundfunkveranstaltern freien Zugang zu Sportstätten
für die Liveübertragung von Sportereignissen zu ga-
rantieren.

• Real Decreto-ley 15/2012, de 20 de abril, de modificación del régi-
men de administración de la Corporación RTVE, previsto en la Ley
17/2006, de 5 de junio (Königliche Verordnung mit Gesetzeskraft
15/2012 vom 20. April 2012 über die Modifizierung des Verwaltungs-
systems der Rundfunkgesellschaft RTVE, das durch Gesetz 17/2006
vom 5. Juni 2006 festgelegt wurde)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15947 ES

Trinidad García Leiva
Universität Carlos III, Madrid

FI-Finnland

Gesetz zur Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks

Am 20. Juni 2012 ist das Gesetz zur Änderung des Ge-
setzes über Yleisradio Oy (1380/1993) und des Geset-
zes über den staatlichen Fernseh- und Hörfunkfonds
(745/1998) vom finnischen Parlament angenommen
worden.

Yleisradio Oy (YLE) ist die landesweite finnische
öffentlich-rechtliche Rundfunkgesellschaft. YLE be-
treibt vier landesweite Fernseh- und sechs Hörfunk-
kanäle und -dienste, die durch 25 regionale Hörfunk-
sender ergänzt werden. YLE ist zu 99,9% in Staatsbe-
sitz und wird von einem vom Parlament eingesetzten
Aufsichtsrat überwacht. Der Betrieb erfolgt nach dem
Gesetz über Yleisradio Oy. Er wird bis Ende 2012 aus
den Fernsehgebühren finanziert. Die jährliche Fern-
sehgebühr in Finnland liegt bei EUR 252,25 pro Haus-
halt.

Die Überarbeitung des Gesetzes wird die Finanzierung
von YLE garantieren, die Überwachung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks der Gesellschaft klarstellen
und seine Aufgabe definieren.

Das Gesetz ersetzt die bestehende Verpflichtung für
YLE, ein öffentlich-rechtliches Vollprogramm anzubie-
ten, durch eine Verpflichtung zur Bereitstellung eines
vielfältigen und umfassenden Spektrums an Fernseh-
und Hörfunksendungen für alle Bürger zu gleichen Be-
dingungen. Diese Dienste könnten auch regional an-
geboten werden. YLE muss darüber hinaus auch fin-
nische Kultur, Kunst und Unterhaltung produzieren,
schaffen, verbessern und archivieren. Zudem sind
Sendungen für junge Menschen in den Vordergrund
zu stellen.

YLE wird aus einer Steuer finanziert, die von den finni-
schen Steuerbehörden erhoben wird. Die YLE-Steuer

wird 0,68% des Gesamtbetrags der Löhne und Gehäl-
ter sowie der Kapitaleinkünfte der Arbeitnehmer be-
tragen, höchstens jedoch EUR 140 im Jahr. Die von ju-
ristischen Personen (etwa GmbH oder Genossenschaf-
ten) zu entrichtende YLE-Steuer wird EUR 350 sein,
wenn die Einnahmen aus Handel oder Landwirtschaft
EUR 400.000 übersteigen. Bei Einnahmen über EUR 1
Mio. wird die YLE-Steuer bei EUR 700 liegen. Die Mit-
tel werden in einen gesonderten Hörfunk- und Fern-
sehfonds fließen und dazu verwendet, die öffentlich-
rechtliche Tätigkeit von YLE zu finanzieren und die
Hörfunk- und Fernsehtätigkeit zu verbessern. Der Be-
trag wird sich nach dem individuellen Steuerzahler
richten und wird nicht länger an den Besitz eines Emp-
fangsgeräts gebunden.

Die Finanzierungshöhe beläuft sich 2013 auf EUR 500
Mio. Ab 2014 soll die Höhe überprüft werden, um die
jährlichen Kostensteigerungen aufzufangen. Das neue
Finanzierungsmodell soll ab Anfang 2013 eingesetzt
werden. Das neue Modell wird das frühere Rundfunk-
gebührenmodell ablösen, das über 80 Jahre galt.

Nach dem Gesetz kann der Aufsichtsrat vorab die neu-
en Dienste und Funktionen von YLE bewerten, um si-
cherzustellen, dass sie nicht mit Diensten konkurrie-
ren, die vom Privatsektor angeboten werden, während
sie von Steuergeldern profitieren. Der Informations-
zugang des Parlaments wird verbessert, indem der
Aufsichtsrat verpflichtet wird, dem Parlament jährlich
einen Bericht über die öffentlich-rechtlichen Aktivitä-
ten vorzulegen.

Gemäß dem Gesetz ist es Aufgabe der finnischen
Kommunikationsregulierungsbehörde (FICORA, Vie-
stintävirasto) sicherzustellen, dass es nicht zu Preis-
unterbietung oder Quersubventionierung kommt. Die
Regulierungsbehörde muss darüber hinaus darauf
achten, dass das Verbot von Werbung und Sponsoring
eingehalten wird. Das Gesetz sieht zudem Sanktions-
bestimmungen vor.

• Hallituksen esitys eduskunnalle laeiksi Yleisradio Oy:stä annetun
lain sekä valtion televisio- ja radiorahastosta annetun lain muuttami-
sesta (Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Yleisradio Oy und des
Gesetzes über den staatlichen Fernseh- und Hörfunkfonds, 20. Juni
2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15957 FI

Päivi Tiilikka
Institut für internationales Wirtschaftsrecht (KATTI),

Universität Helsinki

Gesetz über audiovisuelle Programme und
Gesetz über das finnische Zentrum für Me-
dienerziehung und audiovisuelle Medien

Im Juni 2011 hat das finnische Parlament die Gesetze
Kuvaohjelmalaki 710/2011 (Gesetz über audiovisuel-
le Programme) und Laki Mediakasvatus- ja kuvaohjel-
makeskuksesta 711/2011 (Gesetz über das finnische
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Zentrum für Medienerziehung und audiovisuelle Me-
dien) verabschiedet, die am 1. Januar 2012 in Kraft
traten.

Das Gesetz über audiovisuelle Programme grenzt zum
Schutz von Kindern die Bereitstellung audiovisueller
Programme ein. Das Gesetz erstreckt sich auf die
Bereitstellung audiovisueller Programme und deren
Überwachung in Finnland, wenn die Programme von
Fernsehanbietern oder Abrufdiensten, die dem Gesetz
über Fernseh- und Hörfunkbetrieb (744/1998) unter-
liegen, oder von anderen in Finnland tätigen Anbietern
angeboten werden.

Nach dem Gesetz über audiovisuelle Programme
müssen Anbieter von audiovisuellen Programmen
dem Mediakasvatus- ja kuvaohjelmakeskus (Finni-
sches Zentrum für Medienerziehung und audiovisuelle
Medien - MEKU) die Aufnahme der Bereitstellung au-
diovisueller Programme anzeigen. Diese Anzeige ist
vorzulegen, wenn die Programme zu wirtschaftlichen
Zwecken und auf regelmäßiger Grundlage angeboten
werden; sie ist nicht erforderlich, wenn die angebote-
nen Programmen von der Klassifizierung ausgenom-
men sind.

Die Aufsicht über die Bereitstellung audiovisueller Pro-
gramme und die Koordination und Förderung der na-
tionalen Medienerziehung nimmt das dem Ministeri-
um für Erziehung und Kultur unterstellte MEKU wahr.

Es hat folgende Aufgaben:

1) Förderung der Medienerziehung, der Medienkom-
petenz bei Kindern und der Entwicklung eines siche-
ren Medienumfelds für Kinder in Zusammenarbeit mit
anderen Behörden und Unternehmen in diesem Sek-
tor;

2) Expertise-Funktion bei der Entwicklung eines kind-
gerechten Medienumfelds und Förderung sektorrele-
vanter Forschung sowie Beobachtung der internatio-
nalen Entwicklung in diesem Bereich;

3) Verbreitung von Informationen zu Kindern und Me-
dien;

4) Verantwortung für die Ausbildung und Weiterbil-
dung von Personen, die audiovisuelle Programme
klassifizieren.

In Finnland angebotene audiovisuelle Programme sind
zu klassifizieren, soweit sie nicht von der Klassifi-
zierung ausgenommen sind. Ein audiovisuelles Pro-
gramm darf nur von einer Person, die vom MEKU aus-
gebildet und anerkannt ist oder von offiziellen MEKU-
Vertretern klassifiziert werden. Von der Klassifizierung
ausgenommen sind etwa Programme, die ausschließ-
lich Bildungsinhalte, Musik, Sport, kulturelle Veranstal-
tungen, Gottesdienste oder ähnliche Ereignisse oder
aktuelle Nachrichten beinhalten.

Audiovisuelle Programme gelten als der kindlichen
Entwicklung abträglich, wenn sie wegen gewalttätiger

oder sexueller Inhalte oder Elemente Angst oder an-
dere vergleichbare Zustände auslösen und daher die
Entwicklung von Kindern beeinträchtigen können. Bei
der Beurteilung der Schädlichkeit eines Programms
sind der Kontext und die Art und Weise, in der die Er-
eignisse im Programm dargestellt werden, zu berück-
sichtigen. Ist ein audiovisuelles Programm der kind-
lichen Entwicklung abträglich, wird es abhängig vom
Programminhalt nach Altersstufen von 7, 12, 16 oder
18 Jahren eingestuft und erhält eine Kennzeichnung,
die den Programminhalt deutlich macht. Gibt es keine
Gründe, das Programm als der kindlichen Entwicklung
abträglich zu bewerten, wird es als jugendfrei einge-
stuft.

• Kuvaohjelmalaki 17.6.2011/710 (Gesetz über audiovisuelle Pro-
gramme, Gesetz Nr. 710 vom 17. Juni 2011)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15983 EN FI
• Laki Mediakasvatus- ja kuvaohjelmakeskuksesta 17.6.2011/711
(Gesetz über das finnische Zentrum für Medienerziehung und audio-
visuelle Medien, Gesetz Nr. 711 vom 17. Juni 2011)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15984 EN FI

Päivi Tiilikka
Institut für internationales Wirtschaftsrecht (KATTI),

Universität Helsinki

FR-Frankreich

TF1 scheitert mit seinen Klagen gegen You-
Tube

Am 29. Mai 2012 hat das Tribunal de grande instan-
ce (Landgericht) von Paris in einem 34-seitigen Urteil
die Klagen des französischen Fernsehsenders TF1 und
seiner Tochtergesellschaften (der Sender LCI, TF1 Vi-
déo und TF1 International, die für die Herausgabe von
Videos, den Erwerb und die Vermarktung der Rechte
zuständig sind) gegen das Internet-Videoportal YouTu-
be wegen illegaler Nachahmung, unlauteren Wettbe-
werbs und Parasitentums abgewiesen. Neben Sperr-
maßen hatte der Sender Schadenersatz in Höhe von
rund EUR 150 Mio. gefordert, weil YouTube auf sei-
ner Plattform eine Reihe von Filmen, Serien, Sporter-
eignissen und Übertragungen, deren Rechte TF1 für
sich beanspruchte, online zur Verfügung gestellt hat-
te. In einigen Fällen sei die Onlineveröffentlichung vor
jeglicher Ausstrahlung oder gewerblichen Nutzung in
Frankreich erfolgt.

In einem ersten Schritt untersuchte das Gericht, ob
die klagenden Gesellschaften die strittigen Inhalte
ausreichend und korrekt zugeordnet und dabei jeden
strittigen Inhalt separat auf der Grundlage der Ei-
genschaften besagter Gesellschaften sowie der vor-
gebrachten Rechtsgrundlage (Urheberrecht und ver-
wandte Schutzrechte) geprüft hatten. Das Gericht
kam hierbei zu dem Ergebnis, dass die klagenden
Gesellschaften nicht den Nachweis hatten erbringen
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können, dass sie Inhaber der von ihnen beanspruch-
ten Rechte sind. Anders als TF1 Vidéo behaupte, sei
die Gesellschaft nicht Rechteinhaberin der Produzen-
ten der strittigen Videogramme, da sie nur die Rechte
für die Verwertung erworben habe und zudem auch
kein Exklusivrecht nachweisen könne, das sie für sich
beanspruche. Die Gesellschaft TF1 Droits audiovisu-
els ihrerseits könne je nach beanstandetem Werk ent-
weder nicht den Nachweis erbringen, Produzentin des
audiovisuellen Werkes oder Videogramms zu sein,
oder nicht belegen, dass die anderen Ko-Produzenten
in die Klage einbezogen worden seien bzw. dass sie
deren Einwilligung eingeholt habe, alleine zu handeln.
Die Klagen beider Gesellschaften wurden aus diesem
Grunde als unzulässig abgewiesen. Mit Blick auf die
Sender TF1 und LCI handle es sich laut Gericht um
Unternehmen der audiovisuellen Kommunikation, so
dass die Wiedergabe bzw. das öffentliche Bereitstel-
len ihrer Sendungen gemäß Artikel 216-1 des Code
de la propriétéintellectuelle (Gesetz über das geisti-
ge Eigentum - CPI) ihrer Einwilligung bedürfe. Aller-
dings verwies das Gericht darauf, dass keine Vermu-
tungsregel für die Rechteinhaberschaft vorgesehen
sei, die diesen Schutz gewährleiste. Es obliege dem-
nach demjenigen, der das Recht für sich beanspruche,
die Existenz des Programms zu belegen und nachzu-
weisen, dass er es bereits vor der Veröffentlichung
durch YouTube ausgestrahlt habe. Im besagten Falle
wurden die von den Sendern vorgelegten Dokumente
(Programmlisten, Pressemitteilungen usw.) vom Ge-
richt als unzureichend erachtet und die Klagen der
Sender mit Ausnahme von sieben Sportereignissen,
für die das Gericht die notwendigen Nachweise als er-
bracht ansah, auf der Grundlage von Artikel L. 216-1
des CPI abgewiesen. Das Gericht urteilte ferner, die
Sender hätten, gestützt auf das Urheberrecht, nicht
die Originalität der Programme (darunter die Fern-
sehnachrichten) nachweisen können, deren Veröffent-
lichung im Internet durch YouTube sie aber beanstan-
deten.

Nach Klärung der Frage der Rechtsinhaberschaft be-
fasste sich das Gericht mit dem Status der Video-
plattform. Gemäß dem in Frankreich inzwischen üb-
lichen Schema erklärten die klagenden Gesellschaf-
ten, die Plattform habe den Status eines redaktionel-
len Anbieters von Inhalten (éditeur), insofern sie im
Sinne von Artikel 6-1-2 der Loi pour la confiance dans
l’économie digitale (Gesetz über das Vertrauen in die
digitale Wirtschaft - LCEN) vom 21. Juni 2004 eine ak-
tive Rolle bei den von den Nutzern ins Internet ge-
stellten Inhalten spiele. YouTube sieht sich im Sinne
von Artikel 6-1-2 LCEN als Host-Provider, somit als
struktureller Anbieter von Inhalten (hébergeur). Das
Gericht gab YouTube Recht; es stützte seine Begrün-
dung auf Bestimmungen des LCEN, auf die Position
des Obersten Revisionsgerichts, die mit der des Ge-
richtshofs der Europäischen Union übereinstimmt, so-
wie auf die Nutzungsbedingungen des Dienstes zum
Zeitpunkt, an dem das Verfahren eingeleitet worden
war. Zudem verwies es auf die Zulässigkeit von Wer-
bemaßnahmen für Host-Provider, ohne dass diese ih-
ren Status verlieren. In Anwendung von Artikel 6 und 7

des LCEN prüfte das Gericht in einem weiteren Schritt
die Vorwürfe gegen YouTube als Host-Provider. Es er-
innerte daran, dass dieser einen strittigen Inhalt um-
gehend entfernen müsse, wenn ihm ein solcher ge-
meldet werde. Im besagten Falle habe die Plattform
zu spät reagiert und Videos der sieben beanstande-
ten Sportereignisse frühestens nach fünf Tagen ent-
fernt. Dieser Zeitraum könne nicht als „angemessen“
eingestuft werden und sei somit unzulässig. Allerdings
urteilte das Gericht in einer letzten Anmerkung zu die-
sem Punkt, die Bedingungen von Artikel L. 216-1 des
CPI seien nicht erfüllt und es liege somit kein schuld-
haftes Verhalten seitens YouTubes vor. Angesichts des
kostenlosen Zugangs zur Website sei nämlich die Be-
dingung, laut derer für das Zugangsrecht ein Betrag
entrichtet werden müsse, nicht erfüllt. Abschließend
erklärte das Gericht, die Plattform habe am 16. De-
zember 2011 ein Abkommen mit TF1 geschlossen, das
dem Sender Zugang zum Dienst Content ID gewähre
und damit dem Rechteinhaber die Möglichkeit biete,
nach Meldung eines strittigen Inhalts das beanstan-
dete Video zu entfernen. Die klagenden Gesellschaf-
ten hätten seitdem keine Verletzung gemeldet. Ist der
Streit damit beigelegt? TF1 hat die Möglichkeit in Be-
rufung zu gehen04046

• TGI de Paris (3e ch. 1re sect.), 29 mai 2012 - TF1, LCI et autres c/
Youtube (TGI von Paris (3. Kammer, 1. Abteilung), 29. Mai 2012 - TF1,
LCI u. a. gegen YouTube)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15997 FR

Amélie Blocman
Légipresse

Bilanz über die Umsetzung des Gesetzes
vom 5. März 2009 zur Reform des öffentlich-
rechtlichen audiovisuellen Sektors

Drei Jahre nach Verabschiedung des Gesetzes vom 5.
März 2009 über die audiovisuelle Kommunikation und
kurz nach der Ankündigung der neuen französischen
Regierung, den öffentlich-rechtlichen audiovisuellen
Sektor reformieren zu wollen, ziehen die Senatoren
David Assouline und Jacques Legendre im Namen der
Kommission zur Kontrolle der Umsetzung von Geset-
zen (Commission pour le contrôle de l’application des
lois) eine aufschlussreiche Bilanz über die Umsetzung
des genannten Gesetzes. In ihrem Bericht stützen sie
sich auf die Vorarbeiten zum Gesetz sowie auf zahllo-
se Debatten und Anhörungen und stellen die Ziele des
Gesetzes von 2009 den tatsächlich erzielten Ergebnis-
sen gegenüber. Der Bericht kommentiert in themati-
scher Reihenfolge einen Großteil der im Gesetz vorge-
sehenen Maßnahmen. Die Bilanz über die Umsetzung
des Gesetzes fällt zwiespältig aus. Im Zentrum der De-
batten steht das komplette Werbeverbot im öffentlich-
rechtlichen Fernsehen, das Kernelement des Geset-
zes. Assouline bezeichnet dieses Verbot, das nur teil-
weise umgesetzt wurde, als Fehlschlag. Das Werbe-
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verbot am Abend sollte eigentlich bis Ende 2011 rea-
lisiert sein. Aus finanziellen Gründen unterblieb die-
ser Schritt allerdings. Der Bericht fordert die jetzige
Regierung auf, diese bislang ungelöste Frage schnell-
stens zu regeln. Im Bericht wird zudem auf das kultu-
relle Angebot der Programme eingegangen, bei dem
zwischen Zuschauerzahlen und Programmqualität ab-
zuwägen ist. Entgegen den Reformabsichten habe
sich Letztere nicht wirklich verbessert. Positiv bewer-
ten die Berichterstatter hingegen die neue Führungs-
struktur von France Télévisions, etwa den umstruktu-
rierten Verwaltungsrat, sie beanstanden jedoch auch
einige eher umstrittene Änderungen, so die Ernen-
nung der Präsidenten des öffentlich-rechtlichen au-
diovisuellen Sektors durch den Präsidenten der Repu-
blik, eine Maßnahme, die der neue Präsident François
Hollande rückgängig zu machen plant. Die größte Be-
sorgnis im Rahmen der Umsetzung des Gesetzes löst
den Berichterstattern zufolge die Finanzierung des
öffentlich-rechtlichen audiovisuellen Sektors aus: Die
im Gegenzug zum Wegfall der Werbeeinnahmen er-
hobenen Steuern hätten nicht die erhofften jährlichen
EUR 180 Mio. für den Staat erbracht. Zudem habe sich
die Befürchtung bestätigt, die EU-Instanzen könnten
die sogenannte „Telekom-Steuer“ (jährlich EUR 250
Mio.) für rechtswidrig erklären und eine Rückerstat-
tung der bereits erhobenen Gebühren an die Betreiber
(EUR 1 Mrd.) fordern. „Die Finanzierung der Reform
durch die Einführung neuer Steuern ist fehlgeschla-
gen“, so Assouline. Der Bericht befasst sich ferner ein-
gehend mit der Umsetzung der Richtlinie über die au-
diovisuellen Mediendienste. Die Berichterstatter hal-
ten die Umsetzung in diesem Sektor für insgesamt zu-
friedenstellend und nahezu abgeschlossen, insbeson-
dere in den Bereichen Förderung der Vielfalt französi-
scher Filme und Zugang zu den Programmen. Es sei
zudem gelungen, Catch-up TV und Video-on-Demand
im französischen Recht und im Alltag zu verankern.
In ihrer Schlussfolgerung erklären die Senatoren, die
Überarbeitung des audiovisuellen Rechts, insbeson-
dere mit Blick auf die digitale Revolution, sei im Gan-
ge, doch müsse die Reform des öffentlich-rechtlichen
audiovisuellen Sektors weiter vorangetrieben werden.

• Communication audiovisuelle et nouveau service public de la télévi-
sion : la loi du 5 mars 2009 à l’heure du bilan, Rapport d’information
de MM. David Assouline et Jacques Legendre (Audiovisuelle Kom-
munikation und der neue öffentlich-rechtliche Fernsehdienst: Gesetz
vom 5. März 2009 - eine Bilanz. Bericht von David Assouline und Jac-
ques Legendre)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15971 FR

Amélie Blocman
Légipresse

Sacem und France Télévisions unterzeichnen
Abkommen

Am 15. Juni 2012 haben die französische Verwer-
tungsgesellschaft Société des auteurs, compositeurs

et éditeurs de musique (Sacem) und die öffentlich-
rechtliche Fernsehanstalt France Télévisions die Un-
terzeichnung eines Abkommens über die Ausstrah-
lung von Werken aus dem Repertoire der SACEM auf
allen Sendern von France Télévisions bekannt gege-
ben. Mit diesem Abkommen werden sämtliche frühe-
ren Abkommen, die die Verwertung für jeden einzel-
nen Sender regelten, durch einen einzigen Vertrag
ersetzt. Für die Parteien bedeutet dies eine erhebli-
che Vereinfachung, da das Abkommen für alle Sen-
der der Fernsehanstalt France Télévisions, die per Ge-
setz vom 5. März 2009 in eine einheitliche Programm-
gesellschaft umgewandelt wurde, gleichermaßen gilt.
Das Abkommen gilt für alle Ausstrahlungsformen von
Musikwerken, d. h. für die lineare Nutzung in den
Hörfunk- und Fernsehsendern von France Télévisions,
aber auch für die nichtlinearen Dienste der Fernseh-
anstalt (Online Streaming, Catch-Up TV, Preview oder
francetv pluzz...), über die zwar verhandelt, bislang je-
doch noch keine Vereinbarung getroffen worden war.

Das Abkommen betrifft alle von der SACEM verwer-
teten Musikwerke, Musikdokumentationen und -clips,
synchronisierte oder untertitelte Werke, aber auch hu-
moristische Werke, Gedichte und Sketche. Im Abkom-
men ist eine angemessene (allerdings nicht öffent-
lich bekanntgegebene) Entlohnung der Autoren, Kom-
ponisten und Musikverleger ebenso wie die neue Fi-
nanzierungsstruktur von France Télévisions verankert,
die auf einem höheren Anteil öffentlicher Mittel be-
ruht, ebenso die Umformung von France Télévisions
in eine einheitliche Programmgesellschaft. Das Ab-
kommen gilt bis Ende 2015. Die neue französische
Regierung hat zwar einige Änderungen im öffentlich-
rechtlichen audiovisuellen Sektor angekündigt, doch
scheint besagtes Abkommen hiervon nicht betroffen
zu sein.

Amélie Blocman
Légipresse

GB-Vereinigtes Königreich

High Court weist Internetdiensteanbieter an,
den Zugang zu „The Pirate Bay“ zu sperren

Am 2. Mai 2012 hat der High Court (oberster Gerichts-
hof) eine Verfügung nach dem Copyright, Designs and
Patents Act 1988 (Urheberrechts-, Muster- und Patent-
gesetz) erlassen, in der die großen Internetdienstean-
bieter angewiesen werden, den Zugang ihrer Kunden
zur Website der Peer-to-Peer-Tauschbörse „The Pirate
Bay“ zu sperren. Das Gesetz berücksichtigt in seiner
novellierten Fassung die Richtlinie 2001/29/EG (Richt-
linie zur Informationsgesellschaft). Das Verfahren war
von Plattenfirmen in ihrem eigenen Namen und im Na-
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men der British Recorded Music Industry and Phono-
graphic Performance Ltd. angestrengt worden.

Nach dem Gesetz ist der High Court befugt, einstwei-
lige Verfügungen gegen Diensteanbieter zu erlassen,
die „unmittelbar Kenntnis“ davon haben, dass eine
dritte Person Dienste eines Anbieters nutzt, um gegen
Urheberrechte zu verstoßen. Das Gericht hatte bereits
im Zusammenhang mit der Website „Newzbin2“ ei-
ne derartige Verfügung erlassen und in einer bereits
zuvor ergangenen Entscheidung festgestellt, dass so-
wohl die Nutzer als auch die Betreiber von „The Pi-
rate Bay“ die Urheberrechte der Antragsteller verlet-
zen (siehe IRIS 2011-9/21 und IRIS 2012-4/28). In vor-
liegenden Fall ging das Gericht davon aus, dass die
ISPs unmittelbar Kenntnis von den Urheberrechtsver-
letzungen hatten, da dies von den Plattenfirmen ent-
sprechend vorgebracht und in einem vorausgegange-
nen Urteil festgestellt worden war. Ein Erlassen dieser
Verfügung steht nach Auffassung des Gerichts nicht
im Widerspruch zu Artikel 10 der Europäischen Men-
schenrechtskonvention bzw. Artikel 11 der Charta der
Grundrechte der EU. Die Verfügungen stellen ferner
eine angemessene Reaktion dar, da ihre Bestimmun-
gen von den Parteien, die berufsmäßig vertreten wa-
ren, ausgehandelt worden waren; weiter sind sie aus
Gründen, die im Zusammenhang mit vorausgegange-
nen Fällen dargelegt worden waren, im Hinblick auf
die Nutzer der ISP-Dienste angemessen. Damit konn-
ten die Verfügungen ergehen, die IP-Adressen zu sper-
ren. Dies war durchführbar, da sich „The Pirate Bay“
keine Adresse mit anderen teilt.

• Dramatico Entertainment et al v. Brisith Sky Broadcasting et al,
[2012] EWHC 1152 (Ch) (Dramatico Entertainment et al vs. British
Sky Broadcasting et al, [2012] EWHC 1152 (Ch))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15944 EN

Tony Prosser
School of Law, University of Bristol

Entscheidung des High Court: Fernsehsender
müssen Film mit Szenen von Ausschreitun-
gen nicht an Polizei herausgeben

Am 17. Mai 2012 hat der High Court eine Entschei-
dung der Vorinstanz aufgehoben, in der mehrere Fern-
sehsender (Sky, BBC, Independent Television News
u.a.) dazu verurteilt worden waren, Filmmaterial mit
Aufnahmen von gewalttätigen Ausschreitungen im
Zusammenhang mit der Räumung eines Geländes an
die Polizei herauszugeben. Die Polizei hatte sich auf
Section 9 des Police and Criminal Evidence Act 1984
berufen, demzufolge ein Gericht auf Antrag verfü-
gen kann, den Zugang zu „besonderem Verfahrens-
material“ (special procedure material) einschl. jour-
nalistischen Materials zu gewähren, wenn berechtig-
ter Grund zu der Annahme besteht, dass ein schweren
Delikt vorliegt; wenn das Material für die Ermittlungen

von wesentlicher Bedeutung ist und ggf. als Beweis-
mittel verwendet werden soll; wenn es anderweitig
nicht möglich ist, Nachweise zu erhalten oder wenn
ein öffentliches Interesse an der Ausstellung der Ver-
fügung besteht. Der Crown Court von Chelmsford hat-
te eine Verfügung erlasen, wonach mehr als 100 Stun-
den Filmmaterial herauszugeben seien, um mit dazu
beizutragen, eine Identifizierung von Gewalttätern zu
ermöglichen, die während der Auseinandersetzungen
Masken getragen hatten.

Der High Court war der Auffassung, dass die Verfü-
gung aus drei Gründen nicht hätte erlassen werden
dürfen. Erstens lagen dem Richter für die Feststel-
lung, dass das Filmmaterial wahrscheinlich von we-
sentlicher Bedeutung für die Ermittlungen war, kei-
ne ausreichenden Belege vor. Der Richter des Crown
Court habe die Verfügung nicht angemessen begrün-
det, und der Ansatz, eine Identifizierung anhand des
beantragten Materials zu erreichen, beruhte auf „Spe-
kulation“ und „Zufall“. Es war lediglich geltend ge-
macht worden, dass der Film dabei helfen könne, die
Täter zu identifizieren, wenn diese später unmaskiert
zu sehen gewesen wären, wofür es aber keine Hin-
weise gab. Des Weiteren hätte das Gericht zwischen
der Bedeutung des Materials einerseits und den Rech-
ten der Rundfunkanstalten nach Artikel 10 der Euro-
päischen Menschenrechtskonvention andererseits ab-
wägen müssen; dies gilt insbesondere auch im Hin-
blick auf die sich aus einer Offenlegung des Materi-
als ergebenden Einschränkungen für die Fernsehar-
beit. Der Richter habe ferner keine Gründe angeführt,
die darauf hindeuteten, dass bei einer Entscheidung
zur Herausgabe diese gegensätzlichen Erwägungen
angemessen gewürdigt worden wären. Nachdem dar-
über hinaus kein Material vorlag, aus dem eindeutig
hervorging, warum die Verfügung erteilt werden soll-
te, hatten die Fernsehsender keine Gelegenheit darzu-
legen, warum ein Großteil des Materials nicht hilfreich
gewesen wäre.

• R (on the application of British Sky Broadcasting et al) v. Chelmsford
Crown Court and Essex Police [2012] EWHC 1295 (Admin) (R (British
Sky Broadcasting et al) gegen Chelmsford Crown Court und Essex
Police [2012] EWHC 1295 (Admin))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15945 EN

Tony Prosser
School of Law, University of Bristol

IE-Irland

Strafe für öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
veranstalter

Am 4. Mai 2012 hat die irische Rundfunkbehörde (BAI)
ihren Erkenntnis- und Feststellungsbericht über die
Untersuchung offenkundiger Verstöße gegen Bestim-
mungen des Rundfunkgesetzes von 2009 durch RTÉ,
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den landesweiten öffentlich-rechtlichen Rundfunkver-
anstalter, im Zusammenhang mit einer Sendung im
Jahr 2011 veröffentlicht. Die Sendung “Mission to
Prey” wurde am 23. Mai 2011 ausgestrahlt und war
Teil der langjährigen Sendereihe “Prime Time Investi-
gates” bei RTÉ Television. Die Sendung enthielt einen
Bericht, in dem fälschlicherweise behauptet wurde,
ein katholischer Priester, der gegenwärtig in Irland tä-
tig ist, habe in den 1980er Jahren einen Teenager in
Afrika missbraucht, sie habe sein Kind geboren, und
er habe sie und das Kind dann verlassen.

Der Bericht stand deutlich im Vordergrund, da es vor-
ab viele Vorankündigungen gegeben hatte und er die
zweite Hälfte der Sendung einleitete. Die Sendung
enthielt eine Nachstellung der Ereignisse, Aufnahmen
des Priesters bei der Amtsausübung in Irland, die
heimlich gefilmt worden waren, und ein Interview an
der Haustür. Die Anschuldigungen wurden ungeach-
tet der vehementen Dementis des Priesters und sei-
ner Rechtsbeistände und trotz des Angebots gesen-
det, einen Vaterschaftstest durchführen zu lassen, um
eine endgültige Antwort auf die Anschuldigungen zu
geben. Sie wurden von RTÉ am 24. Mai 2011 auch im
landesweiten Hörfunk wiederholt.

Nach der Ausstrahlung wurde der Priester vorüberge-
hend seines Amtes enthoben. Er strengte ein Verfah-
ren wegen übler Nachrede an. Nach Abschluss des Va-
terschaftstests, bei dem sich bestätigte, dass der Prie-
ster nicht der Vater des Kindes ist, strahlte RTÉ am 6.
Oktober 2011 eine Entschuldigung aus. Das Verfah-
ren wegen übler Nachrede wurde am 17. November
2011 gemäß Art. 30 des Gesetzes über üble Nachre-
de von 2009 mit einer Anordnung zur Richtigstellung
beendet, mit der der Rundfunkveranstalter verpflich-
tet wurde, eine Richtigstellung der verleumderischen
Aussagen zu veröffentlichen. RTÉ zahlte darüber hin-
aus Schmerzensgeld in nicht genannter Höhe an den
Priester; es soll sich zahlreichen Berichten zufolge auf
knapp unter EUR 1 Mio. belaufen haben.

Nach Abschluss des Verfahrens wegen übler Nachrede
bat der Minister für Kommunikation, Energie und Na-
turressourcen den Compliance-Ausschuss der BAI, ei-
ne Untersuchung nach Art. 53 des Rundfunkgesetzes
von 2009 einzuleiten, um zu ermitteln, ob RTÉ in Be-
zug auf die Sendung seine gesetzlichen Verpflichtun-
gen hinsichtlich Objektivität, Unvoreingenommenheit
und Fairness eingehalten hatte (Art. 39 des Gesetzes)

Am 29. November 2011 kam der Ausschuss zu dem
Schluss, es gebe Umstände, die eine Untersuchung
erforderten, und betraute eine frühere Kontrolleurin
der BBC Nordirland mit der Leitung der Untersuchung.
Es war dies die erste Untersuchung, die nach Art.
53 des Rundfunkgesetzes eingeleitet wurde. Sie be-
schränkte sich generell auf die Abschnitte der Sen-
dung, die den Priester betrafen, und die Umstän-
de der Beauftragung, Produktion und Ausstrahlung
der Sendung. In ihrem 34-seitigen Bericht erläuter-
te die Ermittlerin ihre Auffassung, derzufolge gegen
das Gesetz verstoßen worden sei und empfahl dem

Compliance-Ausschuss, einen schwerwiegenden Ver-
stoß gegen das Gesetz durch RTÉ festzustellen.

Unter Berücksichtigung dieses Berichts und nach wei-
teren Einlassungen seitens RTÉ kam die BAI zu dem
Schluss, es sei ein schweres Versäumnis in der redak-
tionellen und verwaltungstechnischen Kontrolle inner-
halb von RTÉ erfolgt, die Ausstrahlung schwerwiegen-
der verleumderischer Anschuldigungen sei unfair ge-
wesen und die Mittel, die bei der Anfertigung der Sen-
dung verwendet worden waren, hätten die Privatsphä-
re einer Einzelperson verletzt. Darüber hinaus folger-
te die BAI, diese schwerwiegenden Verstöße recht-
fertigten eine Geldbuße in Höhe von EUR 200.000.
Der im Rundfunkgesetz vorgesehene Höchstbetrag ist
EUR 250.000.

• Broadcasting Authority of Ireland (BAI), Statement of Findings issu-
ed pursuant to section 56 of the Broadcasting Act 2009 [Mission to
Prey Determination], (4 May 2012) (Irische Rundfunkbehörde (BAI),
Erkenntnisbericht gemäß Art. 56 des Rundfunkgesetzes von 2009
[Mission-to-Prey-Beschluss], (4. Mai 2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15950 EN
• Broadcasting Authority of Ireland (BAI), Investigators Report issu-
ed pursuant to section 53 of the Broadcasting Act 2009 [Mission
to Prey Investigation], (29 February 2012) (Irische Rundfunkbehör-
de (BAI), Untersuchungsbericht gemäß Art. 53 des Rundfunkgesetzes
von 2009 [Mission-to-Prey-Untersuchung], (29. Februar 2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15951 EN

Damien McCallig
School of Law, National University of Ireland, Galway

Vorschriften zur Barrierefreiheit im Fernse-
hen überarbeitet

Am 14. Mai 2012 hat die irische Rundfunkbehörde
(BAI) überarbeitete Vorschriften zur Barrierefreiheit
für irische Fernsehveranstalter eingeführt, die unmit-
telbar in Kraft traten; sie ersetzen die früheren Vor-
schriften zur Barrierefreiheit der irischen Rundfunk-
kommission (BCI), die seit dem 1. März 2005 gegol-
ten hatten. Die Vorschriften legen den Umfang an
Untertitelung (einschließlich Bildunterschriften), Zei-
chensprache und Audiokommentaren fest, den Rund-
funkveranstalter anbieten müssen. Die Vorschriften
gelten für bestimmte Rundfunkveranstalter innerhalb
des Landes, jedoch nicht für Rundfunkdienste, die üb-
licherweise in Irland empfangbar sind, jedoch unter
anderer Rechtshoheit lizenziert wurden.

In Art. 41 Abs. 3 lit. c des Rundfunkgesetzes von
2009 ist vorgesehen, dass die BAI Vorschriften ent-
wickelt und überarbeitet, mit denen Rundfunkveran-
stalter verpflichtet werden, Maßnahmen zu ergreifen,
um tauben bzw. hörbehinderten oder blinden bzw.
sehbehinderten oder von beiden Behinderungen be-
troffenen Menschen bessere Möglichkeiten zu bieten,
Sendungen zu verstehen und zu verfolgen. Art. 43
Abs. 3 des Gesetzes beinhaltet darüber hinaus die Vor-
gaben zur Festlegung des Anteils an Sendungen des
Programmangebots, der barrierefrei sein muss.
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Die BAI startete die Überarbeitung der Zugangsvor-
schriften 2011 und verwendete Forschungsergebnis-
se, die von ihrer Vorgängerin, der BCI, als Grundlage
für ein Konsultationspapier in Auftrag gegeben wor-
den waren. Der Konsultationsprozess umfasste auch
Informationsgespräche und Workshops mit Rundfunk-
veranstaltern, Vertretern von Verbänden tauber, hör-
geschädigter und sehbehinderter Menschen und der
Öffentlichkeit.

Die überarbeiteten Vorschriften legen einen Zielkorri-
dor für den Anteil bei jedem Rundfunkdienst (Fernseh-
sender) für den Fünfjahreszeitraum von 2012 bis 2016
fest. Der Zielkorridor wird jährlich für jeden betrof-
fenen Rundfunkdienst über den Fünfjahreszeitraum
schrittweise erweitert. Die Ziele bei Untertitelung
(Text auf dem Bildschirm, der wiedergibt, was gespro-
chen wird) gehen von einem 18-Stunden-Sendetag
von 07:00 Uhr bis 01:00 Uhr aus. Prioritäten für
bestimmte Programmgenres, Typen oder Zeitfenster
wurden nicht gesetzt.

Die Ziele für irische Zeichensprache und Audio-
kommentare (eine Beschreibung dessen, was auf
dem Bildschirm passiert) gelten nur für die Dienste
RTÉ One und RTÉ Two des landesweiten öffentlich-
rechtlichen Rundfunkveranstalters. Entsprechend Art.
43 Abs. 3 des Rundfunkgesetzes von 2009 müssen
Rundfunkveranstalter darüber hinaus die Sendungen,
die barrierefrei zugänglich sind, durch Kennzeichnung
und durch Standardsymbole sowohl auf dem Bild-
schirm wie auch in Programmverzeichnissen fördern.
Um Rundfunkveranstalter und Nutzer zu unterstützen,
veröffentlichte die BAI zudem eine Reihe von Leitlini-
en, in denen die allgemeinen und technischen Stan-
dards dargestellt werden, die in Bezug auf die unter-
schiedlichen Formen der Barrierefreiheit erforderlich
sind.

Während des Konsultationsprozesses hatte sich die
BAI bereit erklärt, in die Vorschriften den Vorschlag
aufzunehmen, einen Nutzerbeirat einzurichten, der
bei der Beurteilung der Einhaltung und bei zukünfti-
gen Überarbeitungen Unterstützung leistet. Es wurde
jedoch kein Verweis auf einen solchen Beirat aufge-
nommen. Die überarbeiteten Vorschriften sehen ent-
sprechend den in Art. 43 Abs. 6 des Rundfunkgeset-
zes von 2009 festgelegten Maßgaben Überprüfungen
in den Jahren 2014 und 2016 vor.

• Broadcasting Authority of Ireland (BAI), Access Rules, (May 2012)
(Irische Rundfunkbehörde (BAI), Vorschriften zur Barrierefreiheit, (Mai
2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15952 EN
• Broadcasting Authority of Ireland (BAI), BAI Access Rules: State-
ment of Outcomes, (May 2012) (Irische Rundfunkbehörde (BAI), BAI-
Vorschriften zur Barrierefreiheit, Ergebnisbericht, (Mai 2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15953 EN
• Broadcasting Authority of Ireland (BAI), BAI Guidelines - Audio De-
scription, (May 2012) (Irische Rundfunkbehörde (BAI), BAI-Leitlinien -
Audiokommentar, (Mai 2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15954 EN
• Broadcasting Authority of Ireland (BAI), BAI Guidelines - Irish Sign
Language, (May 2012) (Irische Rundfunkbehörde (BAI), BAI-Leitlinien
- Irische Zeichensprache, (Mai 2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15955 EN

• Broadcasting Authority of Ireland (BAI), BAI Guidelines - Subtitling,
(May 2012): (Irische Rundfunkbehörde (BAI), BAI-Leitlinien - Unterti-
telung, (Mai 2012))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15956 EN

Damien McCallig
School of Law, National University of Ireland, Galway

IT-Italien

EuGH überprüft strengere italienische Wer-
bezeitbeschränkungen für Pay-TV

Am 7. März 2012 hat die Zweite Kammer des Re-
gionalverwaltungsgerichts Latium dem Europäischen
Gerichtshof (EuGH) zur Vorabentscheidung die Fra-
ge vorgelegt, ob die Richtlinie 2010/13/EU (AVMD-
Richtlinie) und das primäre EU-Recht so auszulegen
sind, dass die nach italienischem Recht vorgesehenen
asymmetrischen Werbezeitbeschränkungen für Pay-
TV-Betreiber ausgeschlossen sind.

Das so genannte Romani-Dekret, das die italienische
Regierung zur Umsetzung der AVMD-Richtlinie ver-
abschiedet hatte (siehe IRIS 2010-4/31), enthält ver-
schiedene Bestimmungen, die in der AVMD-Richtlinie
keine genaue Entsprechung haben. Insbesondere
sieht Artikel 38 Absatz 5 des Konsolidierten Gesetzes
über audiovisuelle und Hörfunk-Mediendienste in der
durch das Romani-Dekret geänderten Fassung vor,
dass die Werbezeitbeschränkung für Pay-TV-Betreiber
2010 bei 16 %, 2011 bei 14 % und ab 2012 bei 12 %
pro Stunde liegt.

Der Vorlagebeschluss des Regionalverwaltungsge-
richts Latium erging im Kontext einer Klage des ita-
lienischen Pay-TV-Betreibers Sky Italia gegen die ita-
lienische Kommunikationsbehörde (Agcom) mit dem
Ziel, die Gültigkeit der Entscheidung Nr. 233/11/CSP
der Agcom anzufechten, in der ein Verstoß von Sky
Sport 1 gegen die Werbezeitbeschränkungen für Pay-
TV-Betreiber festgestellt und eine Geldstrafe verhängt
worden war.

Der Agcom zufolge hat die angefochtene Gesetz-
gebung das Ziel, die Interessen von Pay-TV-Nutzern
zu schützen, die mit der Zahlung einer Gebühr an
den Pay-TV-Betreiber und der Konfrontation mit Wer-
bung einer Doppelbelastung ausgesetzt sind. Das vor-
legende Gericht äußerte jedoch Zweifel, ob ein so
stark abweichender Schutz für Pay-TV-Nutzer der EU-
Gesetzgebung für audiovisuelle Mediendienste ent-
spricht. Insbesondere stellte das vorlegende Gericht
fest, der Schutz von Zuschauern vor zu viel Werbung
sei ein legitimes Ziel, soweit er sich auf alle Zuschauer
erstrecke, ohne Unterschied hinsichtlich ihrer Bereit-
schaft, für den Genuss audiovisueller Mediendienste
zu zahlen.
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Nach Auffassung des vorlegenden Gerichts besteht
das eigentliche Ziel der angefochtenen Gesetzgebung
daher darin, die Werbeeinnahmen frei empfangbarer
Sender zu steigern, indem der Verkauf von Werbe-
zeit durch Pay-TV-Betreiber beschränkt wird. Dieses
Ziel sieht die AVMD-Richtlinie jedoch nicht vor: An-
ders als lokale Sender, deren besondere Situation die
Richtlinie ausdrücklich anerkennt, sind frei empfang-
bare Sender gegenüber Pay-TV-Betreibern nicht be-
nachteiligt, sodass die AVMD-Richtlinie keine asym-
metrischen Regulierungsmaßnahmen verlangt.

Ferner stellte das vorlegende Gericht die Verein-
barkeit der angefochtenen Gesetzgebung mit dem
Grundsatz der freien Meinungsäußerung in Frage, der
in der EU-Charta der Grundrechte und in der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention verankert ist. Das
vorlegende Gericht räumte zwar ein, dass die freie
Meinungsäußerung gegen andere zwingende soziale
Anforderungen abgewogen werden kann, betrachtete
die Erhöhung der Werbeeinnahmen der frei empfang-
baren Sender jedoch nicht als Ziel, das die Verhän-
gung asymmetrischer aufsichtsrechtlicher Verpflich-
tungen für Pay-TV-Betreiber rechtfertigt.

Überdies stellte das vorlegende Gericht fest, dass
die angefochtene italienische Gesetzgebung durch
ihre ungerechtfertigte Diskriminierung von Pay-TV-
Betreibern Grundfreiheiten des Binnenmarkts stark
einschränke, indem sie den Verkauf von Werbezeit
durch Pay-TV-Betreiber an Unternehmen mit Sitz in an-
deren Mitgliedstaaten behindere, die Gründung wei-
terer Pay-TV-Betreiber in Italien weniger attraktiv ma-
che und die Anreize für EU-Investitionen in italienische
Pay-TV-Angebote reduziere.

Abschließend merkte das vorlegende Gericht an,
dass die angefochtene Gesetzgebung den Wettbe-
werb stark verzerre, weil die Nachfrage nach Werbe-
zeit bei Pay-TV-Betreibern zu frei empfangbaren Sen-
dern umgeleitet werde, was eine vergleichsweise brei-
tere Bekanntheit und Reichweite in Bezug auf bewor-
bene Dienstleistungen, Produkte und Marken gewähr-
leisten könne.

Das vorlegende Gericht beschloss daher, das Ver-
fahren auszusetzen und eine Vorabentscheidung des
EuGH über die Frage einzuholen, ob die AVMD-
Richtlinie, der Gleichheitsgrundsatz, das Prinzip der
freien Meinungsäußerung und die Grundfreiheiten des
Binnenmarkts so zu interpretieren sind, dass sie ei-
ne nationale Gesetzgebung ausschließen, wie sie
im Hauptverfahren zur Diskussion steht, die stren-
gere Werbezeitbeschränkungen für Pay-TV-Betreiber
gegenüber frei empfangbaren Sendern festlegt, wo-
durch der Wettbewerb verzerrt und das Schaffen oder
die Verstärkung einer beherrschenden Stellung im
Markt für Fernsehwerbung erleichtert wird.

• Tribunale Amministrativo Regionale per il Lazio (Seconda Sezione),
ordinanza del 7 marzo 2012, ricorso n. 9422/2011 (Regionalverwal-
tungsgericht Latium (Zweite Kammer), Beschluss vom 7. März 2012,
Antrag Nr. 9422/2011, 7. März 2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15996 IT

Amedeo Arena
Universität Neapel „Federico II“, juristische Fakultät

LV-Lettland

Wettbewerbsbehörde erlaubt Fusion kom-
merzieller Fernsehsender

Am 11. Mai 2012 hat die lettische Wettbewerbsbe-
hörde eine mit Spannung erwartete Entscheidung zu
der von den beiden größten lettischen kommerziel-
len Fernsehsendern TV3 und LNT beantragten Fusi-
on getroffen. Die Behörde genehmigte den Zusam-
menschluss, sieht aber strenge Auflagen vor.

Die beabsichtigte Fusion beinhaltet die vollständige
Übernahme der Unternehmen der LNT-Gruppe durch
die MTG-Gruppe. Die MTG ist ein schwedischer Fern-
sehkonzern, der in Lettland durch „TV3 Latvia“ vertre-
ten ist, dem der größte frei empfangbare kommerziel-
le Fernsehsender TV3 gehört. Daneben besitzt MTG
die Viasat-Gruppe, die im Großkundengeschäft mit
den Pay-TV-Kanälen TV6 und 3+, die beide ein Voll-
programm bieten, und den Spartenprogrammen Via-
sat Explorer, Viasat Sport, TV1000 u.a. tätig ist; hinzu
kommt der Endkundenmarkt mit Satellitenempfangs-
einrichtungen, die die Endverbraucher direkt versor-
gen. LNT ist eine lettische Mediengruppe, zu der der
zweitgrößte kommerzielle, frei empfangbare Fernseh-
sender LNT, ein Pay-TV-Kanal mit Vollprogramm (TV5)
und der Musiksender LMK gehören.

Die Wettbewerbsbehörde unterschied bei ihrer Bewer-
tung der Fusion folgende lettische Produktmärkte:

- den Markt für frei empfangbare Fernsehkanäle (TV3
und LNT);

- den Großkundenmarkt für Pay-TV-Vollprogramme
(TV6, 3+ und TV5);

- den Großkundenmarkt für Pay-TV-
Spartenprogramme (Viasat-Kanäle und LMK);

- den Markt für Fernsehwerbung;

- den Markt für Programminhalte.

Nach dem Wettbewerbsrecht ist eine Fusion nicht zu-
lässig, wenn dabei eine beherrschende Stellung ent-
steht oder der freie Wettbewerb in den betroffenen
Märkten auf andere Art behindert wird. Zunächst kam
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die Behörde zu dem Ergebnis, dass durch die Fusi-
on die Lage auf dem Großkundenmarkt für Pay-TV-
Spartenprogramme und dem Markt für Programmin-
halte nicht wesentlich beeinträchtigt würde. In den
anderen betrachteten Märkten könnte sich die Situa-
tion nach dem Zusammenschluss jedoch verändern.
Bei der Prüfung der relevanten Märkte kam die Be-
hörde zu dem Schluss, dass bei sämtlichen identifi-
zierten Fernseh-Großhandelsmärkten signifikante Ein-
trittsbarrieren bestehen. Als finanzielle Barriere zu be-
werten ist u.a. die Tatsache, dass die relevanten tech-
nischen Mittel für die Ausstrahlung vorhanden sein
müssen bzw. dass für die Aufnahme von Programmen
in das Paket frei empfangbarer Sender bezahlt wer-
den muss. Darüber hinaus setzt der Erwerb qualita-
tiv hochwertiger Inhalte größere Investitionen voraus.
Weitere Barrieren sind verwaltungstechnische Anfor-
derungen wie die Auflage einer Sende- bzw. Weiterlei-
tungslizenz. Deshalb ist es unwahrscheinlich, dass es
bei frei empfangbaren oder Pay-TV-Vollprogrammen
neue Markteilnehmer geben wird.

Weiter zeigte sich, dass die Sender TV3 und LNT auf
dem Markt für frei empfangbare Fernsehkanäle Markt-
führer sind. De facto sind sie die einzigen landes-
weit frei zu empfangenden kommerziellen Sender. Die
anderen beiden landesweit operierenden Sender be-
treibt der öffentlich-rechtliche Rundfunk. Nach der Fu-
sion würde MTG somit mehr als 67% der Zuschau-
er der frei empfangbaren Sender kontrollieren. Das
Aufkommen eines neuen Marktteilnehmers in diesem
Markt ist sehr unwahrscheinlich, da riesige finanzielle
Barrieren bestehen; so kostet die Aufnahme in ein Pa-
ket frei empfangbarer Sender ca. EUR 1 Mio. pro Jahr.
Deshalb würde in Folge der Fusion die Medienvielfalt
zurückgehen, da die kommerziellen Sender insgesamt
weniger motiviert wären, in einen Wettbewerb um In-
halte und qualitativ hochwertige Meinungsvielfalt ein-
zutreten. Darüber hinaus könnte die Fusion dazu bei-
tragen, dass sich das neu entstandene Unternehmen
aus dem Free-TV-Markt zurückzieht und zu einem Pay-
TV-Sender wird.

In Bezug auf den Großkundenmarkt für Pay-TV-
Vollprogramme kommt die Wettbewerbsbehörde zu
dem Ergebnis, dass die Fusion zu einer Situation füh-
ren würde, in der eine Seite einen Großteil der meist-
gesehenen Kanäle beherrscht. Deshalb besteht die
Gefahr, dass das neu entstandene Unternehmen in
der Lage wäre, seine Position auszubauen und seinen
Kunden, den Anbietern von Pay-TV über Kabelnetz, un-
ter Umständen unlautere Bedingungen aufzuzwingen.
Weiter sei die Gefahr groß, dass MTG sich weigern
könnte, andere Betreiber zu beliefern, da MTG seine
Programme Endverbrauchern selbst über eine Satelli-
tenverteilerplattform anbietet.

Schließlich würde MTG infolge der Fusion über 60%
des Fernsehwerbemarktes beherrschen und hätte die
Möglichkeit, die Preise zu erhöhen und Kanäle zu bün-
deln.

Nach der Prüfung der möglichen Wettbewerbsbehin-
derungen befasste sich die Wettbewerbsbehörde mit

der Frage potentieller Effizienzgewinne. Angesichts
der schlechten finanziellen Lage von LNT und eines
negativen Eigenkapitalwerts der Firma berief sich die
Behörde zum Teil auf Argumente, die für den Erhalt
von Unternehmen in Schwierigkeiten sprechen, da mit
großer Wahrscheinlichkeit anzunehmen sei, dass LNT
vom Markt verschwindet, wenn die Fusion nicht voll-
zogen wird. Dies wäre auch der Medienvielfalt abträg-
lich. Ferner gab es mehrere Aspekte, die auf Effizienz-
gewinne aufgrund der Fusion hindeuten, so etwa die
Möglichkeit einer Verbesserung der Qualität der Inhal-
te oder einer Kostensenkung.

Die an der Fusion Beteiligten machten Vorschläge, wie
im Hinblick auf mögliche negative Auswirkungen auf
den Wettbewerb Abhilfe geschaffen werden könnte.
Die Behörde entschied, die Fusion unter zahlreichen
verbindlichen Auflagen zuzulassen. Sie umfassen fol-
gende Punkte:

- TV3 und LNT bleiben bis mindestens Ende 2013 auf
der frei empfangbaren Plattform;

- Pay-TV-Kanäle dürfen den Pay-TV-Betreibern nicht
als Bündel angeboten werden; Bündelrabatte dürfen
max. 20% betragen; die Kanäle müssen den Betrei-
bern ohne zwischengeschaltete Intermediäre zu fai-
ren und diskriminierungsfreien Bedingungen angebo-
ten werden;

- Die bestehenden Werbeverträge bleiben in Kraft;
Preiserhöhungen sind erst ab 2013 möglich und dür-
fen nicht über der amtlichen Inflationsrate liegen; An-
passungen sind gegenüber der Wettbewerbsbehörde
anhand eines von unabhängiger Stelle geprüften Jah-
resabschlusses nachzuweisen; gebündelte Werbebe-
dingungen sind nicht zulässig;

- LNT und TV3 behalten unabhängige Redaktionen für
Nachrichten und Aktuelles, der Anteil aktueller Sen-
dungen darf nicht gesenkt werden; die redaktionelle
Unabhängigkeit gegenüber MTG muss gewährleistet
sein; der Anteil von in Lettland produzierten Original-
inhalten muss mindestens 21% betragen.

Die verbindlichen Auflagen gelten bis Ende 2017. Die
Behörde behält sich das Recht vor, bis zu diesem Zeit-
punkt strukturelle Auflagen zu machen. Derzeit ist
noch unklar, ob die Fusionsbeteiligten die Entschei-
dung und die verhängten Auflagen akzeptieren. Die
kartellrechtliche Freigabe gilt bis zum 31. Dezember
2012. Alternativ dazu besteht die Möglichkeit, inner-
halb eines Monats Einspruch zu erheben.

• Konkurences padome, Lēmums Nr. 42, Lieta Nr.90/12/03.01./2 (Ent-
scheidung der Wettbewerbsbehörde Nr. 42 vom 11. Mai 2012 „Fusion
von Marktteilnehmern“, Fall Nr. 90/12/03.01./2 „Benachrichtigung der
MTG Broadcasting AB betreffend die Fusion von Marktteilnehmern“)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15934 LV

Ieva Andersone
Sorainen, Lettland
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MT-Malta

Änderung der Zuständigkeit für die Einstu-
fung von Filmen und Bühnenwerken

Am 9. März 2012 hat der für Kultur zuständige Minister
einen Gesetzentwurf zur Änderung verschiedener Ge-
setze zur Einstufung von Filmen und Bühnenwerken
veröffentlicht; zuvor waren die Ergebnisse einschlä-
giger Konsultationen bekanntgegeben worden (siehe
IRIS 2012-3/29). Das Gesetz hat das Ziel, „zum Aufbau
eines Systems für Film- und Bühnenwerkproduktionen
beizutragen und die Zuständigkeit für Regelungen zur
Einstufung von Filmen und Bühnenwerken vom für Po-
lizeifragen zuständigen Ministerium auf das für Kultur
zuständige Ministerium zu übertragen“.

Im Entwurf ist vorgesehen, Artikel 203 (1) (e) des Poli-
zeigesetzes (Code of Police Laws) aufzuheben; darin
ist festgelegt, dass der für Polizeifragen zuständige
Minister Regelungen hinsichtlich folgender Bereiche
festlegen kann: für die Benennung und Aufgaben von
Zensoren; für die zu entrichtenden Gebühren, die der
für Polizeifragen zuständige Minister erheben kann;
und für Einsprüche gegen Entscheidungen der Zen-
soren.

Weiter enthält das Gesetz Änderungen zum Gesetz
betreffend den maltesischen Rat für Kunst und Kul-
tur (Malta Council for Culture and the Arts), Kapitel
444 des maltesischen Gesetzbuchs, durch die Aufnah-
me eines neuen Artikels 33 (4), der den für Kultur zu-
ständigen Minister ermächtigt, „Regelungen hinsicht-
lich der Einstufung von Filmen und Bühnenwerken und
der entsprechenden Verfahren zu erlassen“.

Im Wesentlichen ermöglicht das Gesetz bei seiner Ver-
abschiedung die Übertragung der Zuständigkeit für
die Einstufung von Filmen und Bühnenwerken von ei-
nem Ministerium auf ein anderes. Es enthält zwar
keine Hinweise auf die Inhalte der Regelungen, je-
doch war während des Konsultationsverfahrens ein
entsprechender Entwurf veröffentlicht worden.

• ATT biex jemenda diversi liāijiet li g147andhom x’jaqsmu
malklassifikazzjonital-films u l-palk (Gesetzentwurf zur Änderung ver-
schiedener Gesetze zur Einstufung von Filmen und Bühnenwerken,
Regierungsamtsblatt vom 9. März 2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15946 EN MT

Kevin Aquilina
Institut für Medien-, Kommunikations- und

Technologierecht, Juristische Fakultät, Universität
Malta

NL-Niederlande

Änderung des Telekommunikationsgesetzes

Am 8. Mai 2012 haben die Niederlande einen Legisla-
tivvorschlag zur Änderung des Telecommunicatiewet
(Telekommunikationsgesetz) verabschiedet, der den
Grundsatz der Netzneutralität (Artikel 7.4a) im nieder-
ländischen Recht festschreibt. Die Niederlande sind
weltweit erst das zweite Land (das erste Land war Chi-
le), das die Netzneutralität gesetzlich verankert.

Der Grundsatz der Netzneutralität bedeutet, dass
Internet-Zugangsanbieter jeden Internetverkehr
gleich behandeln müssen. Er sichert den freien Zu-
gang der Verbraucher zum Internet und untersagt das
Sperren von Diensten und die Priorisierung bestimm-
ter Arten von Internetverkehr. In den Niederlanden
kam Sorge um die Netzneutralität auf, als bekannt
wurde, dass niederländische Mobilfunkbetreiber das
Verfahren der "deep packet inspection" einsetzen,
um den elektronischen Verkehr zu analysieren, weil
sie bei den Nutzern zusätzliche Gebühren für die
Nutzung von Diensten wie WhatsApp und Skype
erheben wollten.

Die niederländische Regelung zur Netzneutralität ist
Teil einer Änderung des niederländischen Telekom-
munikationsgesetzes zur Umsetzung der geänderten
europäischen Rechtsakte im Telekommunikationsbe-
reich (Richtlinie 2009/136/EG, Richtlinie 2009/140/EG
und Verordnung (EG) 1211/2009). Den Antrag auf Auf-
nahme der Netzneutralität in das neue niederländi-
sche Telekommunikationsgesetz hatten Abgeordnete
der demokratischen Partei D66 am 31. Mai 2011 ge-
stellt (siehe IRIS 2011-7/33).

Das Gesetz wurde in der vorgeschlagenen Form
verabschiedet. Nach niederländischem Recht dürfen
Internet-Zugangsanbieter somit, von Ausnahmen ab-
gesehen, Dienste oder Anwendungen im Internet
nicht verzögern oder blockieren. Die Ausnahmen be-
treffen unter anderem Datenstaus, Sicherheit und
Spam. Die Sperrung bestimmter Websites oder Inhal-
te auf gerichtliche Anordnung bleibt auch unter dem
neuen Gesetz möglich.

Neben der Netzneutralität bringt die Änderung des
niederländischen Telekommunikationsgesetzes auch
Regelungen zu Cookies, zum Datenschutz und zur Fre-
quenzpolitik. Teile der Änderung sind am 5. Juni in
Kraft getreten, während die Regeln zur Netzneutrali-
tät erst am 1. Januar 2013 in Kraft treten.

Betreffend Cookies, Artikel 11.7a des niederländi-
schen Telekommunikationsgesetzes setzt den gele-
gentlich als "Cookieklausel" bezeichneten Artikel 5.3
der Datenschutzrichtlinie (Richtlinie 2002/58/EG, ge-
ändert durch Richtlinie 2009/136/EU) um.
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Artikel 11.7a erlaubt, verkürzt ausgedrückt, das Spei-
chern und Auslesen von Cookies nur dann, wenn zu-
vor die informierte Zustimmung des Nutzers einge-
holt wurde. Anders als offenbar in einigen anderen
Mitgliedstaaten kann die Zustimmung nicht aus Brow-
sereinstellungen erschlossen werden. Darüber hinaus
hat der niederländische Gesetzgeber eine Rechtsver-
mutung über tracking cookies und ähnliche Techno-
logien eingeführt: Bei einer solchen Verwendung von
Cookies wird davon ausgegangen, dass personenbe-
zogene Daten verarbeitet werden.

Der Einfachheit halber wird nachstehend der Begriff
„Cookies“ verwendet. Der Geltungsbereich der Be-
stimmung ist jedoch breiter. Er umfasst auch jede
„Speicherung von Informationen“ und jeden „Zugriff
auf bereits gespeicherte Informationen“ im Endgerät
eines Nutzers. Die Entstehungsgeschichte des Geset-
zes zeigt, dass die Bestimmung auch für Technologien
wie flash cookies oder die Erfassung von Gerätefinger-
abdrücken gilt. Endgeräte sind beispielsweise Compu-
ter und Telefone.

Die allgemeine Regel von Artikel 11.7a lautet: Wer von
den Niederlanden oder vom Ausland aus einen Cookie
auf einem Gerät eines Nutzers speichert, muss zuvor
seine informierte Zustimmung einholen. Der Nutzer
muss klar und umfassend informiert werden.

Laut Definition handelt es sich bei der Zustimmung
um eine freie, spezifische und informierte Willens-
erklärung. Im Gesetzgebungsverfahren wurde darauf
hingewiesen, dass eine Zustimmung zu Cookies nicht
aus Browsereinstellungen erschlossen werden kann,
weil sich aktuelle Browser nicht dafür eignen, eine
Zustimmung zu erklären. So sind die meisten Brow-
ser so voreingestellt, dass sie Cookies akzeptieren. Ei-
ne Partei, die sich die Zustimmung zum Speichern ei-
nes Cookies auf einem Gerät eines Nutzers eingeholt
hat, muss beim Zugriff auf den Cookie nicht nochmals
um Zustimmung bitten. Der niederländischen Regu-
lierungsbehörde OPTA zufolge kann die Zustimmung
über ein Pop-up-Fenster eingeholt werden.

Zwei Kategorien funktionsbezogener Cookies sind von
der Zustimmungspflicht ausgenommen. Zum einen
wird keine Zustimmung für Cookies benötigt, die nur
dazu dienen, eine Kommunikation über ein elektro-
nisches Kommunikationsnetz durchzuführen. Zum an-
deren entfällt die Zustimmungspflicht für Cookies, die
strikt notwendig sind, um einen vom Nutzer angefor-
derten Dienst bereitzustellen. Ein Beispiel hierfür ist
ein Cookie für einen digitalen Einkaufswagen.

Der niederländische Gesetzgeber führt eine Rechts-
vermutung über tracking cookies und ähnliche Tech-
nologien für so genanntes "behavioural targeting",
d.h. die Verfolgung des Online-Verhaltens mit der Ab-
sicht, gezielte Werbung zu platzieren, ein: Bei einem
derartigen Einsatz von Cookies wird davon ausgegan-
gen, dass personenbezogene Daten verarbeitet wer-
den. In den meisten Fällen bedeutet dies, dass die
vorherige „unzweideutige“ Zustimmung des Nutzers

erforderlich ist. Grundsätzlich könnte allerdings ei-
ne Partei, die tracking cookies verwendet, beweisen,
dass sie keine personenbezogenen Daten verarbei-
tet. Diese Rechtsvermutung tritt am 1. Januar 2013 in
Kraft, der Rest der Bestimmung gilt seit 5. Juni 2012.

• Wet van 10 mei 2012 tot wijziging van de Telecommunicatiewet ter
implementatie van de herziene telecommunicatierichtlijnen (Ände-
rung des niederländischen Telekommunikationsgesetzes zur Umset-
zung der revidierten EG-Telekommunikationsrichtlinien vom 10. Mai
2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15994 NL
• Wet van 21 mei 2012 tot wijziging van de Wegenverkeerswet 1994
op een aantal punten van uiteenlopende aard, van de Wet personen-
vervoer 2000 ten aanzien van het openbaar-vervoerverbod en en-
kele technische wijzigingen, van de Wet advies en overleg verkeer
en waterstaat in verband met wijzigingen in de vorm waarin betrok-
kenen en organisaties bij het beleidsproces worden betrokken, wijzi-
ging van de Wet op de economische delicten, de Wet luchtvaart, de
Binnenvaartwet, de Wet capaciteitsbeheersing binnenvaartvloot, de
Wet belastingen op milieugrondslag, de Waterwet, de Invoeringswet
Waterwet, de Waterschapswet en de Crisis- en herstelwet op enkele
punten van technische aard, alsmede van de Telecommunicatiewet
ter herstel van een abuis (Verzamelwet Verkeer en Waterstaat 2010)
(Hinweis: eine falsch verabschiedete Ausnahme (Artikel 7.4a (1.e))
wurde in folgendem Gesetz korrigiert)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15995 NL

Manon Oostveen & Frederik Zuiderveen
Borgesius

Institut für Informationsrecht (IViR), Universität
Amsterdam

PT-Portugal

Neues Gesetz über Kinofilme und audiovisu-
elle Medien

Am 6. Juli 2012 hat die Assembleia da República (po-
tugiesisches Parlament) das Gesetz über Kinofilme
und audiovisuelle Medien angenommen, das staatli-
che Grundsätze für die Entwicklung und den Schutz
von Filmkunst und audiovisuellen Aktivitäten definiert.
Dieses Gesetz wird den portugiesischen Rechtsrah-
men für die Filmwirtschaft und den audiovisuellen
Sektor verändern, der im Gesetz Nr. 42/2004 vom 18.
August 2004 verankert ist.

Die wichtigste Änderung im Gesetz betrifft das Finan-
zierungsmodell des Sektors. Ziel ist eine Erhöhung der
Finanzierungsquellen, einschließlich der direkten Ein-
beziehung von Fernsehveranstaltern.

Darüber hinaus definiert das Gesetz ein Programm für
den Kinofilm, das finanzielle Anreize für die Drehbu-
cherstellung, Entwicklung, Produktion und Koproduk-
tion sowie für die Aufführung und den Vertrieb natio-
naler Filmwerke bieten soll. Ein weiteres Programm
zur Unterstützung des audiovisuellen Bereichs und
des Multimediasektors soll unabhängige Produktio-
nen finanziell unterstützen und die Fernsehausstrah-
lung fördern. Darüber hinaus ist ein audiovisuelles
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Programm vorgesehen, dessen Hauptzweck darin be-
steht, die Unterstützung der Fernsehveranstalter für
das Schreiben und die Produktion von Filmen, Serien
und Dokumentationen durch Mittel des Instituto do Ci-
nema e do Audiovisual (Institut für Kino und audiovi-
suelle Medien - ICA) zu ergänzen. Diese Mittel stam-
men jedoch vor allem aus Gebühren, die von Fernseh-
veranstaltern erhoben werden: einer Gebühr für die
Verbreitung kommerzieller Werbung (durch Kinos und
Fernsehveranstalter) in Höhe von 4 % des bezahlten
Preises, einer Gebühr für Pay-TV-Veranstalter in Hö-
he von EUR 5 je Abonnement sowie einem Jahresbei-
trag von EUR 1 je Einzelabonnement für On-Demand-
Sender. Der Erlös aus Aufführungsgebühren beträgt
3,2 % der Einnahmen des ICA und 0,8 % der Einnah-
men der „Cinemateca Portuguesa - Museu do Cine-
ma“ (Portugiesisches Filmmuseum). Einnahmen aus
den anderen genannten Gebühren fließen dagegen in
die Finanzierung des ICA ein.

Ein Hauptzweck des neuen Gesetzes ist die Förde-
rung der Medienkompetenz. Durch die Unterstützung
von Filmfestivals und die Förderung von Ausstellun-
gen von Filmaktivitäten in Kommunen und kulturellen
Vereinigungen soll zur Ausbildung und Schulung ver-
schiedener Teile der Öffentlichkeit beigetragen und
insbesondere die Medienkompetenz in Schulen geför-
dert werden. Diese Maßnahme umfasst pädagogische
Inhalte für Lehrer unter Berücksichtigung einer Ver-
bindung mit Unterrichtsprogrammen sowie den digi-
talen Zugriff auf namhafte ausländische Filme.

• Lei do cinema e audiovisual, 6 de julho de 2012 (Gesetz über Kino-
filme und audiovisuelle Medien, 6. Juli 2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=16001 PT

Mariana Lameiras & Helena Sousa
Zentrum für Kommunikations- und

Gesellschaftsforschung, Universität Minho

RO-Rumänien

Parlament verabschiedet Gesetz zur Vorrats-
datenspeicherung

Am 22. Mai 2012 hat das rumänische Parlament mit
großer Mehrheit das Gesetz zur Vorratsspeicherung
von Daten angenommen, die bei der Bereitstellung
öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikati-
onsdienste oder öffentlicher Kommunikationsnetze er-
zeugt oder verarbeitet werden (so genanntes "Big-
Brother"-Gesetz, siehe IRIS 2012-2/33 und IRIS 2012-
5/35).

Die Abgeordnetenkammer war die letzte parlamenta-
rische Instanz, die über den Entwurf zu entscheiden
hatte, nachdem das Gesetz am 21. Dezember 2011
vom Oberhaus, dem Senat, abgelehnt worden war.

Das Parlament hatte im November 2008 eine erste
Fassung des Gesetzes verabschiedet, die vom Ver-
fassungsgericht im Oktober 2009 wegen Verstößen
gegen Grundrechte und Grundfreiheiten als verfas-
sungswidrig verworfen worden war. Die Europäische
Kommission leitete 2011 ein Vertragsverletzungsver-
fahren gegen Rumänien wegen Nichtumsetzung der
Richtlinie zur Vorratsdatenspeicherung 2006/24/EG
ein, und der rumänische Minister für Europaangele-
genheiten warnte die Regierung und das Parlament
wiederholt vor hohen Strafgeldern, die im Falle einer
Verurteilung durch den Europäischen Gerichtshofs fäl-
lig würden, sollte die betreffende Richtlinie nicht bis
zum 31. Mai 2012 in nationales Gesetz umgesetzt
werden.

Das Gesetz sieht vor, dass Telekommunikationsan-
bieter bestimmte Daten von Telefongesprächen, Text-
nachrichten und elektronischen Nachrichten sechs
Monate speichern müssen, damit die Daten für Er-
mittlungszwecke genutzt werden können. Das Gesetz
gilt für Einzelpersonen und juristische Personen. Ge-
speichert werden Daten zum anrufenden und ange-
rufenen Mobil- oder Festnetzteilnehmers (Rufnummer
des Anrufers, Rufnummer des Angerufenen, Rufnum-
mer, an die der Anruf weitergeleitet wurde, Namen
dieser Personen) sowie Angaben wie Datum, Uhrzeit
und Dauer des Gesprächs. Bei Internetdiensten wer-
den die Daten des Nutzers, des verwendeten Tele-
fondienstes, die Rufnummern des Anrufers und des
Angerufenen, der Name und die Adresse des Abon-
nenten und die Geräteidentifikation des verwendeten
Endgeräts gespeichert. Die Daten müssen für eine
Dauer von sechs Monaten nach dem Kommunikati-
onsvorgang gespeichert werden. Danach sind sie end-
gültig zu löschen. Das Gesetz sieht ausdrücklich vor,
dass die Vorratsdatenspeicherung nicht darauf ausge-
richtet ist, kommunizierte Inhalte oder Informationen,
die über ein elektronisches Kommunikationsnetz ab-
gefragt werden, zu erfassen. Die von den Anbietern
gespeicherten Daten werden für Zwecke der Präven-
tion, der Ermittlung und der Verfolgung im Zusam-
menhang mit schweren Straftaten verwendet, ferner
bei der Suche nach Vermissten oder beim Vollzug von
Haftbefehlen bzw. Strafen. Die Daten sind den für die
nationale Sicherheit zuständigen Stellen nach Auffor-
derung innerhalb von 48 Stunden zur Verfügung zu
stellen. Personen, deren Daten gespeichert werden,
sind innerhalb von 48 Stunden nach Eingang der Da-
tenanfrage entsprechend zu benachrichtigen; dies gilt
nicht für Personen, die eine Gefährdung der nationa-
len Sicherheit darstellen könnten.

Mehrere Menschenrechtsorganisationen haben Be-
denken gegen das Gesetz geäußert; sie kritisieren
scharf, dass es den Schutz des Privatlebens und der
Familie missachtet und gegen das Post- bzw. Fernmel-
degeheimnis und die Meinungsfreiheit verstößt.
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• Legea nr.82/2012 privind reţinerea datelor generate sau prelucrate
de furnizorii de reţele publice de comunicaţii electronice şi de furnizo-
rii de servicii de comunicaţii electronice destinate publicului, precum
şi pentru modificarea şi completarea Legii nr. 506/2004 privind pre-
lucrarea datelor cu caracter personal şi protecţia vieţii private în sec-
torul comunicaţiilor electronice. Publicat in Monitorul Oficial, Partea
I nr. 406 din 18/06/2012 (Gesetz Nr. 82/2012 zur Vorratsdatenspei-
cherung von Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich zugänglicher
elektronischer Kommunikationsdienste oder öffentlicher Kommunika-
tionsnetze erzeugt oder verarbeitet werden)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15935 RO

Eugen Cojocariu
Radio Romania International

Anordnungen und Sanktionen im Zusammen-
hang mit Wahlberichterstattung bei Kommu-
nalwahlen

Im Mai 2012 hat der Consiliul Naţional al Audiovizua-
lului (Nationaler Rat für elektronische Medien - CNA)
eine Reihe von Anordnungen mit Bestimmungen er-
lassen, die von den audiovisuellen Medien während
des Wahlkampfs zu den Kommunalwahlen am 10. Ju-
ni 2012 zu beachten sind. Ferner verhängte der CNA
zahlreiche Strafen wegen Verstößen gegen gesetzli-
che Bestimmungen (siehe IRIS 2011-9/31, IRIS 2011-
10/36 und IRIS 2012-3/30).

Insgesamt haben 188 Fernseh- und 142 Radiosen-
der sich für Wahlkampfberichterstattung entschieden.
Die Bestimmungen des Wahlgesetzes sind im Einzel-
nen in Anordnungen erläutert. So ist in Instrucţiu-
nea nr. 1 din 10.05.2012 (Anordnung Nr. 1 vom 10.
Mai 2012) festgelegt, dass bei den entsprechenden
Fernsehsendungen während ihrer gesamten Dauer
der Hinweis „Wahlsendung“, „Gesprächssendung zur
Wahl“ oder „Wahldebatte“ einzublenden ist. Im Hör-
funk sind derartige Programme jeweils zu Beginn der
Sendung und nach jeder Werbeunterbrechung ent-
sprechend anzukündigen. Darüber hinaus ist in In-
strucţiunea din 17.05.2012 (Anordnung vom 17. Mai
2012) festgelegt, dass die Ergebnisse von Wahlumfra-
gen am Samstag und Sonntag nur in Informationssen-
dungen bekanntgegeben werden dürfen. Wahlbericht-
erstattung ist in den audiovisuellen Medien von Mon-
tag bis Freitag zulässig. In Wahlsendungen muss ge-
währleistet sein, dass hinsichtlich der Vorstellung des
politischen Programms für alle Bewerber gleiche Be-
dingungen bestehen; Meinungsfreiheit und Meinungs-
vielfalt sind zu gewährleisten. Die Moderatoren von
Wahlsendungen sind verpflichtet, darauf zu achten,
dass die diskutierten Themen einen Bezug zum Wahl-
kampf aufweisen und die angekündigten Themen tat-
sächlich behandelt werden. Sendezeiten können nur
auf Grundlage der endgültigen Kandidatenlisten ver-
geben werden. Hörfunk- und Fernsehsender sind ver-
pflichtet, den Kandidaten und dem CNA identische
Sendepläne der Wahlsendungen zukommen zu lassen
und sind nicht befugt, Bewerbern oder deren Vertre-
tern die Teilnahme an derartigen Sendungen zu ver-

weigern. Das Programmschema für die Zeit des Wahl-
kampfs darf nicht verändert werden.

Parallel dazu sanktionierte der CNA in etwa 80 Fällen
Verstöße, in denen lokale und landesweite Sender Be-
stimmungen des Wahlgesetzes missachtet hatten und
erließ öffentliche Verwarnungen und Bußgelder. Be-
straft wurden Verstöße gegen Artikel 3 (1) und (2) des
Rundfunkgesetzes 504/2002 (Pflicht zu sachlich richti-
ger und objektiver Darstellung; Meinungsvielfalt). Fer-
ner wurden Verstöße gegen das Gesetz Nr. 67/2004
zu Kommunalwahlen festgestellt: Nach Artikel 63 (2)
sind Rundfunkveranstalter verpflichtet, allen Kandida-
ten einen fairen, ausgewogenen und sachlich richti-
gen Wahlkampf zu ermöglichen; nach Artikel 65 (4)
haben alle Bewerber freien Zugang zu Wahlsendun-
gen im privaten und öffentlich-rechtlichen Rundfunk;
Artikel 66 legt fest, dass die Kandidaten nur während
des Wahlkampfs an Wahlsendungen und Wahldebat-
ten teilnehmen können; die Kandidaten bzw. deren
Vertreter dürfen sich nicht als Produzent, Regisseur
oder Moderator von Rundfunkprogrammen betätigen.

Die häufigsten Verstöße gegen das Rundfunkgesetz
bezogen sich auf Artikel 34 (1) und 40 (1) (Recht
am eigenen Bild) und auf Artikel 139 (politische Wer-
bung). Laut Entscheidung Nr. 195/2012 zu den Grund-
sätzen und Vorschriften für den Kommunalwahlkampf
auf Radio- und Fernsehstationen betreffen die häufig-
sten Verstöße folgende Artikel: Artikel 3 (fairer, aus-
gewogener und sachlich richtiger Wahlkampf für alle
Bewerber), Artikel 4(2) (während des Wahlkampfs dür-
fen Kandidaten/Vertreter von Kandidaten nur in Wahl-
sendungen und Wahldebatten auftreten); Artikel 5 (2)
(Wahlkampf nur in der Zeit von Montag bis Freitag;
Wahlsendungen sind als solche kenntlich zu machen);
Artikel 10 (1) (Bekanntgabe von Wahlumfragen).

• Instrucţiune nr. 1 din 10.05.2012 privind condi̧tiile de prezentare
a emisiunilor electorale şi de dezbateri electorale (Anordnung Nr. 1
vom 10. Mai 2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15936 RO
• Instrucţiune privind principiile şi regulile de desfăşurare a campaniei
electorale din anul 2012 pentru alegerea autorităţilor administraţiei
publice locale prin intermediul posturilor de radio şi de televiziune,
17.05.2012 ( Anordnung vom 17. Mai 2012)
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15937 RO

Eugen Cojocariu
Radio Romania International

RU-Russische Föderation

Soziales Netzwerk „VKontakte“ wegen Pira-
terie bestraft

Am 25. Mai 2012 hat das St. Petersburger Berufungs-
gericht 13 (Handelsgericht zweiter Instanz) ein erstin-
stanzliches Urteil gegen das populäre soziale Netz-
werk VKontakte bestätigt; das Netzwerk wurde der
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Verletzung geistiger Eigentumsrechte zweier Platten-
firmen (S.B.A. Music Publishing und S.B.A. Production)
schuldig gesprochen. VKontakte hatte Musik und Ton-
träger/Videos von 17 Liedern der russischen Popgrup-
pen „Maksim“ und „Infinity“ auf der Website des Netz-
werks eingestellt und öffentlich zugänglich gemacht
und wurde deshalb zu einer Geldstrafe in Höhe von
RUB 210.000 (ca. EUR 5.000) verurteilt.

Das Einstellen von Inhalten ohne die Zustimmung der
Rechteinhaber (d.h. rechtswidrig) auf die Website von
vkontakte.ru wurde weder vom Kläger noch vom Be-
klagten in Abrede gestellt; weniger klar war für das
Gericht jedoch, wer die gefälschten Inhalte tatsächlich
eingestellt hatte. War es das Management von VKon-
takte oder ein Nutzer des sozialen Netzwerks? Zen-
traler Punkt bei der Verhandlung war also die Frage,
ob das Management von VKontakte für das öffentli-
che Bereitstellen rechtswidriger Inhalte haftet. Nach
russischem Zivilrecht trägt VKontakte die Schuld.

Das Berufungsgericht orientierte sich bei seiner Ent-
scheidung an den Leitlinien der höchsten Gerichtsin-
stanz, die diese in ihrer Entschließung vom 1. Novem-
ber 2011 formuliert hatte. Das Urteil des Berufungs-
gerichts berücksichtigte die wesentlichen Punkte, die
auch von Gerichten der ersten Instanz zu beachten
sind, wenn es um die Haftung von Hosting-Anbietern
geht, die im Internet Videos bereitstellen.

Das Berufungsgericht prüfte mehrere grundlegende
Fragen, die in diesem Fall für eine Haftung durch VKon-
takte sprechen. Zunächst stellte das Gericht fest, dass
die Inhalte einer allgemeinen Öffentlichkeit und nicht,
wie der Beklagte geltend machte, nur bestimmten
Personen zur Verfügung standen. Eine Registrierung
gegen Entgelt, die für vkontakte.ru-Nutzer obligato-
risch ist, steht jedem Vertreter der allgemeinen Öf-
fentlichkeit offen; durch die Anmeldung entstehen kei-
ne speziellen Zielgruppen oder geschlossene Grup-
pen, die als Nutzer der Inhalte in Erscheinung treten.
Daneben befasste sich das Gericht mit der Frage, wie
das Einstellen von Inhalten in die VKontakte-Website
im Unternehmen geregelt ist. Zwar enthalten die Ver-
tragsbedingungen für Mitglieder von vkontakte.ru den
Hinweis, dass sie verpflichtet sind, dafür Sorge zu tra-
gen, dass sie nur rechtmäßige Inhalte einstellen, doch
bietet VKontakte eine Reihe technischer Möglichkei-
ten, die das Einstellen raubkopierter Inhalte zulassen.
Das Bestehen dieser Möglichkeiten wurde als Beleg
für die Schuld von VKontakte gewertet. Weiter gelang-
te das Gericht zu der Auffassung, dass durch das Be-
stehen der vorgenannten Möglichkeiten die Website
vkontakte.ru für Unternehmen der Werbewirtschaft,
die ihre Werbung im Internet platzieren, attraktiver
wird, wodurch sich für VKontakte potentielle Mehrge-
winne ergeben. Das Gericht unterstrich, dass Gewin-
ne (auch potentielle Gewinne) aus der rechtswidrigen
Nutzung geistigen Eigentums als Beleg für die Schuld
von VKontakte zu werten sind.

Abschließend wies das Berufungsgericht darauf hin,
dass die Reaktion seitens VKontakte auf die Auffor-
derung des Klägers, die unrechtmäßigen Aktivitäten

einzustellen, passiv und nicht wirksam gewesen war.
Der Beklagte machte geltend, dass aus den VKontak-
te vorliegenden Unterlagen nicht mit Sicherheit her-
vorgegangen sei, dass die Kläger die rechtmäßigen
Rechteinhaber seien. Das Gericht folgte dieser Auf-
fassung nicht und stellte fest, dass der Beschuldig-
te durchaus die Möglichkeit gehabt habe, den recht-
lichen Status der Kläger zu prüfen, etwa anhand von
Kopien der Lizenzvereinbarungen oder anderer Unter-
lagen. Darüber hinaus musste der Beklagte Kenntnis
von der Rechtswidrigkeit der Inhalte haben, da das
Thema Verbreitung gefälschter Inhalte über das sozia-
le Netzwerk VKontakte Gegenstand der öffentlichen
Diskussion war, an der sich auch die Massenmedien
beteiligten.

Gegen die Entscheidung des St. Petersburger Han-
delsgerichts der zweiten Instanz ist Berufung bei Ge-
richten einer höheren Instanz zulässig.

• Ïîñòàíîâëåíèå Òðèíàäöàòîãî àðáèòðàæíîãî àïåëëÿöè-
îííîãî ñóäà 25 ìàÿ 2012 ãîäà ïî äåëó � À 56-57884/2010
(Entscheidung vom 25. Mai 2012, Handelsgericht der zweiten Instanz
(Rechtssache Nr. À 56-57884/2010))
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=15989 RU

Dmitry Golovanov
Moskauer Zentrum für Medienrecht und Medienpolitik

DE-Deutschland

ZAK stellt Verstöße gegen Gewinnspielsat-
zung bei Sport1 fest

Gemäß Pressemitteilung der Kommission für Zulas-
sung und Aufsicht der Medienanstalten (ZAK) vom
22. November 2012 hat die ZAK beschlossen, dass
der (Sport-)Sender „Sport1“ wegen Irreführung und
Täuschung der Zuschauer in verschiedenen Ausgaben
der Sendung „Sportquiz“ insgesamt EUR 28.000 zah-
len muss. Die ZAK verpflichtete Sport1 zur Zahlung
von EUR 24.000, die der Sender mit der unzulässigen
Präsentation der Gewinnspiele eingenommen hatte.
Zudem verhängte die ZAK ein Bußgeld in Höhe von
insgesamt EUR 4.000 gegen einen Geschäftsführer,
einen Redakteur und zwei Moderatoren des Senders.

Im Januar 2012 hatte Sport1 in sieben Ausgaben der
Sendung „Sportquiz“ unter anderem irreführende An-
gaben über den Schwierigkeitsgrad von Spielen sowie
über das Auswahlverfahren für die durchgestellten
Nutzerinnen und Nutzer gemacht. Des Weiteren wur-
de mehrfach gegen die Pflicht zur umfassenden In-
formation verstoßen, was beispielsweise den Spielm-
odus und die Teilnahmebedingungen betraf.

Die Verstöße hatte die ZAK in ihrer Sitzung vom 26.
Juni 2012 beanstandet und in fünf Fällen die Einlei-
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tung eines Ordnungswidrigkeiten-Verfahren beschlos-
sen, die es ermöglichten, die Bußgelder zu verhän-
gen und die unrechtmäßig erlangten Einnahmen ab-
zuschöpfen.

• Pressemitteilung 20/2012 der ZAK
http://merlin.obs.coe.int/redirect.php?id=17300 DE

Daniel Bittmann
Institut für Europäisches Medienrecht (EMR),

Saarbrücken/ Brüssel
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Das Ziel von IRIS ist die Veröffentlichung von Informationen über rechtliche und rechtspolitische Entwicklungen,
die für den europäischen audiovisuellen Sektor von Bedeutung sind. Obwohl wir uns darum bemühen, eine akku-
rate Berichterstattung zu gewährleisten, verbleibt die Verantwortung für die Richtigkeit der Fakten, über die wir
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© Europäische Audiovisuelle Informationsstelle, Straßburg (Frankreich)
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